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Entwicklungstendenzen im Bereich der japanischen Atompolitik nach dem Unfall

in Fukushima

Einführung

Der Unfall in Fukushima hat nach wie vor große Auswirkungen auf die Energiepolitik Japans,

doch im Rahmen meiner zusammenfassenden Ausführungen zu den Entwicklungstendenzen

in der Politik der vergangenen zwei Jahre möchte ich zunächst die Situation der

Atomkraftwerke in Japan, die Gründung des Atomenergieregulierungsausschusses (Nuclear

Regulation Authority) sowie andere Einflüsse auf die Atompolitik kurz zusammenfassend

darstellen, denn sie stehen in engem Zusammenhang zu den Entwicklungstendenzen in der

Energiepolitik.

Radioaktivität und ihre gesundheitlichen Auswirkungen

Durch die auf Grund der Wasserstoffexplosion im Atomkraftwerk Fukushima Daiichi

ausgetretene Radioaktivität wurde der Boden weitflächig kontaminiert. Die

Kontaminationskarte, die auf einem vom Ministerium für Erziehung, Kultur, Sport,

Wissenschaft und Technologie(MEXT) in Zusammenarbeit mit dem Energieministerium der

Vereinigten Staaten (DOE) durchgeführten Flugzeug-Monitoring1 basiert, zeigt den Stand der

Kontamination des Bodens durch Cäsium 134 und Cäsium 137. Wie daraus ersichtlich ist, hat

sich im Nordwesten des Atomkraftwerks ein Gebiet mit ausgesprochen hoher Kontamination

herausgebildet. Bis hin zum etwa 50 km entfernten Ort Iitatemura gibt es Orte, an denen die

Kontamination durch radioaktives Cäsium 3 Mio. Becquerel /m2 überschreitet. Diese Orte

gelten als Zonen, an denen die Rückkehr problematisch ist, weshalb die Heimkehr hier für

einen längeren Zeitraum nicht möglich ist. Die Dekontamination wird zwar vorangetrieben,
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doch gibt es Hinweise darauf, dass der Erfolg in den hochgradig kontaminierten Gebieten

nicht so groß sei.

Eigentlich wäre ein Ortswechsel notwendig, doch die zuständigen Verwaltungsbehörden, die

befürchten, dass es zu einem Sterben von Städten und Dörfern kommen könnte, fördern die

Dekontamination und unternehmen alle Anstrengungen, um die Rückkehr der Einwohner zu

beschleunigen. Ortswechsel erfolgen zum jetzigen Zeitpunkt auf eigene Kosten. Von den

Menschen, die aus der Präfektur Fukushima weggezogen sind (insgesamt ca. 60.000), haben

einige um eine öffentliche Kostenübernahme ersucht. Viele Familien sind

auseinandergerissen worden, da Frauen und Kinder in anderen Präfekturen Zuflucht gesucht

haben, die Männer aber wegen der Arbeit in der Präfektur Fukushima geblieben sind.

Auch die sich von Fukushima bis Kôriyama erstreckende Region Nakadôri ist stark

kontaminiert. Hier leben etwa eine Million Menschen, deren Evakuierung als ein reales

Problem sehr schwierig ist. Die Dosis der Strahlenbelastung der Menschen in dieser Region

im Jahre 2011 wird grob auf über 10 Millisievert geschätzt (auf der Grundlage der äußeren

Strahlenbelastung nach der Karte des Flugzeug-Monitoring sowie einer Schätzung der

inneren Strahlenbelastung in der Anfangszeit). Auf die Ängste der hier lebenden Menschen

reagierte man nicht mit der Bekanntgabe von Fakten, sondern im Gegenteil mit der

Wiederholung von Parolen wie „Eine Strahlendosis unter 100 Millisievert hat keine direkten

Auswirkungen auf die Gesundheit“, „Die radioaktive Strahlung hat bei lächelnden Menschen

keine Auswirkungen. Nur bei sorgenvollen, sich grämenden Menschen.“ (Prof. Dr. Jun’ichi

Yamashita, Vizepräsident der Medizinischen Universität Fukushima, Professor am

Graduiertenseminar der Universität Nagasaki, Gesundheitsberater der Präfektur Fukushima

für Gesundheitsrisiken durch Radioaktivität ). Prof. Yamashita ist von Seiten der Bürger

scharf kritisiert worden.

Als der Unfall passiert war, gingen hier sowohl Erwachsene als auch Kinder bei einer hohen

Strahlenbelastungsdosis in der Luft ohne Schutz durch Masken ihren alltäglichen Aktivitäten

nach. Daher werden gesundheitliche Auswirkungen für die Zukunft befürchtet. Die Präfektur

Fukushima gründete einen Prüfungsausschuss für die „Kontrolle und Untersuchung der

Gesundheit der Bevölkerung der Präfektur“ und führt Gesundheitsuntersuchungen durch,

unter anderem auch Untersuchungen der Schilddrüse, doch folgt man den Meldungen,

wurde bei drei Personen Schilddrüsenkrebs und bei sieben Personen ein Verdacht darauf
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festgestellt.2 Das war das Ergebnis einer Untersuchung von 38.000 Menschen im Jahre 2011.

Der Ausschuss hat die Meinung geäußert, dass diese Ergebnisse keine Folgen des Unfalls von

Fukushima seien, obwohl der Prozentsatz größer als sonst üblich ist. Außerdem fand man bei

Untersuchungen von 2011 bis zum Oktober 2012 bei 2,56% der untersuchten Menschen

Zysten mit einer Größe von über 5 mm. Auch dieser Prozentsatz liegt höher als normal.

Die Untersuchungen in der Präfektur Fukushima werden der Reihe nach bei ungefähr

360.000 Kindern bis zum Alter von 18 Jahren durchgeführt, die Untersuchungen der Jahre

2011 und 2012 gelten als Voruntersuchungen. Die eigentliche Untersuchung soll ab dem Jahr

2014 durchgeführt werden.

Die Wahrscheinlichkeit, dass es in Zukunft zu Gerichtsverhandlungen mit Forderungen nach

Entschädigung bei gesundheitlichen Schäden kommen wird, ist hoch.

Andererseits herrscht unter den Eltern große Angst und Sorge um gesundheitliche

Auswirkungen bei ihren Kindern, und für die Kinder, die nicht umziehen können, werden

Aktivitäten organisiert, bei denen sie ein paar Tage oder Wochen in nicht kontaminierten

Gebieten Aufnahme finden. Solche Aktivitäten wurden nach dem Unfall im Atomkraftwerk in

Tschernobyl auf der ganzen Welt in Angriff genommen, und jetzt können wir auf diesen

Erfahrungen aufbauen.

Seit dem Unfall stellen Lebensmittel, die mit einem Lieferstopp belegt sind, Anbauverbote

und ähnliche Schwierigkeiten im Zusammenhang mit Lebensmitteln Probleme dar, die sich

unmittelbar auf das Leben der Bauern auswirken. Andererseits verbreiten sich unter

Bürgergruppen auch Initiativen, die radioaktive Kontamination von Lebensmitteln zu

untersuchen. Die Bürger kaufen Messgeräte für Radioaktivität und überprüfen die

Lebensmittel. Auch die Verwaltung wird aktiv, beispielsweise misst sie in der Stadt

Yokohama die Lebensmittel für die Schulspeisung und gibt die Ergebnisse öffentlich bekannt.

Je länger das Leben in der Evakuierung andauert, umso mehr Probleme verschiedener Art

treten in Erscheinung. Die Liebe zur Heimat ist in den verschiedenen Generationen auf

subtile Weise ganz unterschiedlich ausgeprägt, und diese Unterschiede in den

Wertvorstellungen rufen Konflikte hervor. Außerdem gibt es auch verschiedene

psychologische Probleme wie zum Beispiel die Diskriminierung von Personen, nur weil sie

aus Fukushima stammen (Kinder, die in anderen Präfekturen Zuflucht gesucht haben,
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werden gehänselt, dass sie radioaktiv verseucht seien; Diskriminierung in der Form, dass

manche sagen, dass sie einen Menschen aus der Präfektur Fukushima nicht heiraten). Dieses

Leben der Menschen, die an anderen Orten Zuflucht gesucht haben, ist ganz gewiss nicht

leicht, und es gibt auch Beispiele für psychische Schäden. Man kann durchaus sagen, dass

dies ein Ergebnis davon ist, dass man aus dem Unfall von Tschernobyl keine Lehren gezogen

und ihm zu geringen Wert beigemessen hat.3

Auch die Zahl der Fälle, bei denen auf eine angemessene Entschädigung geklagt wird, hat

zugenommen. Sie werden wohl künftig noch mehr zunehmen. Da gesundheitliche Schäden

und Gerichtsverhandlungen sich über längere Zeiträume erstrecken, lassen sich die

Auswirkungen des Unfalls im Atomkraftwerk Fukushima nicht so einfach aus der Welt

schaffen. Die Auswirkungen eines solchen Unfalls werden wohl nicht ohne Einfluss auf die

Atompolitik und die Energiepolitik Japans bleiben.

Ursachen des Unfalls und seine Lehren

Die direkten Ursachen des Unfalls waren das starke Erdbeben und der dadurch ausgelöste

Tsunami. Drei Faktoren sind für die Sicherheit unabdingbar: die Kernspaltung „stoppen“, den

Atomreaktor „kühlen“ und die radioaktive Strahlung „einsperren“. Bei dem Erdbeben vom

11. März gelang es zwar, die Kernspaltung zu „stoppen“, doch durch den Ausfall der

Stromversorgung schlug die Kühlung fehl. Fehlende Vorbereitungen auf den Fall eines

Ausfalls der Stromversorgung sowie mangelhafte Betriebshandbücher und andere Faktoren

kamen zusammen, so dass auch das Einsperren der Radioaktivität misslang. Bei Reaktor 1

und Reaktor 3 kam es zu einer Wasserstoffexplosion. Reaktor 4 befand sich gerade in einer

turnusmäßigen Überprüfung, doch aus Reaktor 3 entwichener und herüber strömender

Wasserstoff führte auch hier zu einer Explosion. Bisher wurden Untersuchungen des Unfalls

durch TEPCO, durch die Regierung und durch das Parlament durchgeführt und die jeweiligen

Berichte veröffentlicht. Mit Ausnahme der Untersuchung des Unfalls durch das Parlament

wird der Ausfall der Stromversorgung durch den Tsunami als Unfallursache angeführt, doch

der durch das Parlament eingesetzte Untersuchungsausschuss für den Unfall in Fukushima

erwähnt, dass nicht nur durch den Tsunami, sondern auch durch das Erdbeben Risse an den

Rohrleitungen entstanden seien und dass es möglich sei, dass dadurch Kühlwasser
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ausgetreten sei (auf Grund der Analyse, dass bevor der Tsunami das Reaktorgebäude

erreicht hat, die Diesel-Notstromaggregate nicht mehr gearbeitet haben). Laut jüngsten

Meldungen4 hat TEPCO den Mitgliedern des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses,

die eine Untersuchung des Notkondensators (Isolation Condenser) im vierten Stock von

Reaktor 1 vor Ort gefordert hatten, die Untersuchung mit der Begründung der mangelnden

Beleuchtung im Gebäude verweigert, aber es gibt Hinweise darauf, dass die mangelnde

Beleuchtung eine Lüge war. Grund für die Untersuchung war eine Zeugenaussage, dass ein

Angestellter, der sich zum Zeitpunkt des Erdbebens im 4. Stock aufgehalten hatte, das

Geräusch ausströmenden Wassers gehört hatte. Es ist möglich, dass es durch das Erdbeben

zu Rohrleitungsbrüchen am Notkondensator gekommen ist, weshalb es eine sehr wichtige

Untersuchung ist, doch TEPCO hatte sie verweigert. Denkbar ist, dass es als

Energieunternehmen die Absicht hegt, sich damit zu begnügen, den Unfall auf die

Auswirkungen eines unvorhersehbaren Tsunami zurückzuführen.

Die Untersuchung der Ursachen wird wohl erst Klarheit bringen, wenn man in das Gebäude

hineingeht oder wenn eine Untersuchung des Inneren des Reaktorbehälters durchgeführt

werden kann. Eine über zehn Jahre andauernde Ursachenaufklärung würde für das

Energieunternehmen, das den Unfall Vergangenheit sein lassen will, bedeuten, dass die

Probleme, die wie Gräten im Hals stecken, über lange Zeit hin andauern.

Der Parlamentarische Untersuchungsausschuss des Unfalls (Ausschussvorsitzender Kiyoshi

Kurokawa) äußert sich in seinem Bericht5 wie folgt:

„Wir erkennen, dass die grundlegende Ursache für diesen Unfall darin zu suchen ist, dass es

zu einem ‚Zusammenbruch der Kontroll- und Überwachungsfunktionen der nuklearen

Sicherheit‘ gekommen ist, weil im Verhältnis zwischen der Aufsichtsbehörde und TEPCO die

kontrollierende Seite und die zu kontrollierende Seite einen ‚einen Seitenwechsel‘ vollzogen

haben. Zieht man in Betracht, dass es wiederholt Chancen gegeben hat, im Vorhinein

entsprechende Maßnahmen zu ergreifen, dann ist dieser Unfall keine ‚Naturkatastrophe‘,

sondern ganz klar ‚von Menschenhand verursacht‘.“

Dass die Regulierung nicht ausreichend funktioniert hat, wird auch im Bericht des

Regierungsausschusses für die Untersuchung des Unfalls eingeräumt. Daraufhin

reorganisierte man die dem Wirtschafts-, Handels- und Industrieministerium (METI) als ein
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Sonderamt unterstellte Japanische Atomaufsichtsbehörde (NISA) sowie die dem Büro des

Ministerpräsidenten unterstellte Kommission für nukleare Sicherheit (Nuclear Safety

Commission of Japan), gründete den Atomenergieregulierungsausschuss (NRA) als einen auf

Artikel 3 des Verwaltungsorganisationsgesetzes6 basierenden Ausschuss neu und

unterstellte die Atomenergieregulierungsbehörde als die die Regulierung vollziehende

Behörde dem Umweltministerium. So wurde die Regulierung endlich zu einem selbständigen

und unabhängigen System.

Stellungnahme der Nationalen Gouverneurskonferenz

Im Dezember 2011 unterbreitete der „Sonderausschuss für Maßnahmen bei der

Atomstromerzeugung“ der Nationalen Gouverneurskonferenz „Vorschläge an die

Landesregierung zu Maßnahmen bezüglich der Atomstromerzeugung in Japan“7. Darin

fordert er unter anderem folgende Sicherheitsmaßnahmen bei der Atomstromerzeugung: 1.

der Bevölkerung alle Kenntnisse, die durch gründliche Untersuchungen und Inspektionen des

Unfalls im Atomkraftwerk Fukushima gewonnen wurden, leicht verständlich zu erklären; ein

bei Unfällen auf dem Gelände als Kommandozentrale dienendes erdbebensicheres

Kontrollzentrum zu errichten, um auf Notfälle (severe accident) reagieren zu können,

Übungen der Maßnahmen für den Notfall (severe accident) durchzuführen; die

vorbeugenden Maßnahmen gegen das Durchsickern von kontaminiertem Wasser zu

verstärken; 2. eine grundlegende Revision der Richtlinien für die Überprüfung der Sicherheit

und des erdbebensicheren Designs; 3. die Organisation nicht einfach nur vom METI zu

trennen, sondern ein Regulierungssystem für nukleare Sicherheit zu errichten, in dem

Entscheidungen basierend auf Gesetzen und Verordnungen, technischen Kenntnissen und

anderen präzisen Grundlagen getroffen werden, in dem Transparenz durch durchgängige

Offenlegung aller Informationen sichergestellt ist, und dem es gelingt, das Verständnis und

das Vertrauen der Bevölkerung zu gewinnen; 4. den Umgang mit dem Stresstest klar zu

artikulieren ; 5. die Bevölkerung mit der Bitte um Verständnis verantwortungsbewusst über

die Sicherheit aufzuklären; 6. eine Sicherheitsevaluierung auf der Grundlage einer Revision

der Kernpunkte der Überprüfung aus den Jahren des hohen Wirtschaftswachstums strikt

durchzuführen.
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Über zwei Reaktoren des Atomkraftwerks Ôi wurde eine politische Entscheidung getroffen,

doch für alle anderen Atomkraftwerke ist die Sicherheitsprüfung auf der Basis der neuen von

der Nationalen Gouverneurskonferenz geforderten Sicherheitskriterien eine Bedingung für

die Wiederinbetriebnahme. In Japan werden die Atomkraftwerke alle 13 Monate

turnusmäßig überprüft. Seit 2009, als das Gesetz gelockert wurde, ist auch ein bis zu

24monatiger Betrieb möglich, doch bisher gibt es kein Atomkraftwerk, das 24 Monate

hintereinander in Betrieb war. Da nach dem Unfall in Fukushima die Atomkraftwerke alle

nach und nach in die turnusmäßige Überprüfung kamen und die lokalen

Kommunalverwaltungen ihrer Wiederinbetriebnahme nicht zugestimmt haben, sind derzeit

bis auf die zwei Reaktoren in Ôi 48 Reaktoren abgeschaltet.

Die Wiederinbetriebnahme der zwei Reaktoren des Atomkraftwerks Ôi

Dass nur der Betrieb der zwei Reaktoren des Atomkraftwerks Ôi genehmigt wurde, hat

seinen Grund darin, dass der damalige Premierminister Yoshihiko Noda am 8. Juni 2012 die

politische Entscheidung getroffen hat, die Inbetriebnahme zu genehmigen. Mit politischer

Entscheidung ist hier gemeint, dass es vor dem Hintergrund, dass die von der Nationalen

Gouverneurskonferenz geforderten neuen Sicherheitskriterien auf der Grundlage des Unfalls

im Atomkraftwerk Fukushima noch nicht ausgearbeitet und zudem zusätzliche

Sicherheitsmaßnahmen noch nicht umgesetzt worden waren, eine politisch basierte

Entscheidung war, und keine Verifikation der Sicherheit durch die zuständige

Regulierungsbehörde. Zwar wurde auch das Ergebnis des Stresstests als Kriterium für die

Entscheidung herangezogen, doch wurde diese Evaluierung nur anhand des ersten Tests

durchgeführt.

Die zusätzlichen Sicherheitsmaßnahmen nach dem Unfall im Atomkraftwerk Fukushima

wurden von der Japanischen Atomaufsichtsbehörde (NISA) beschlossen. Sie werden später

vom Atomenergieregulierungsausschuss noch einmal erörtert werden, doch im Frühjahr

2012 war dieser Ausschuss noch nicht gegründet. Es gibt etwa 30 zusätzliche

Sicherheitsmaßnahmen, doch als wichtige Maßnahmen, die zudem auch viel Zeit benötigen,

wären das Errichten eines erdbebensicheren Kontrollzentrums sowie das Installieren von mit

Filter ausgestatteten Ventilvorrichtungen zu nennen.
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Laut Kansai Electric Power (KEPCO) benötigt man drei Jahre, um die als Maßnahme für den

Fall eines schweren Unfalls im Atomkraftwerk Ôi geplanten, mit Filter ausgestatteten

Ventilvorrichtungen zu installieren. Daher entschied der damalige Premierminister Noda,

dass es ausreiche, dass es einen Plan zur Installierung gibt. So genehmigte er dann

ausnahmsweise die Wiederinbetriebnahme des Atomkraftwerks Ôi.

Erklärt wurde das damit, dass Wirtschaftskreise in der Region Kansai stark auf eine

Wiederinbetriebnahme dieses Atomkraftwerks hingewirkt hätten und dass die

Stromversorgung im Sommer 2012 bei weitem nicht ausreichen und es zu Stromausfällen

kommen würde. Allerdings steht KEPCO an der Spitze der Wirtschaftskreise der Region

Kansai, weshalb man sagen kann, dass KEPCO die Wirtschaftskreise beeinflusst und so Druck

auf die Regierung ausgeübt hat, damit das Atomkraftwerk Ôi wieder in Betrieb genommen

wird. Der damalige Premierminister Noda äußerte: „Um das Leben der Bevölkerung zu

sichern, entscheide ich, dass die Reaktoren 3 und 4 wieder in Betrieb genommen werden.

Ich habe das Verständnis der Kommunalverwaltungen vor Ort, weshalb ich die Formalitäten

der Wiederinbetriebnahme vorantreiben möchte.“ Die Präfektur Fukui stimmte dem zu.

Aber eigentlich, so sagt man, gab es Managementprobleme bei KEPCO. Der Anteil der

Atomkraftwerke an der Stromversorgung von KEPCO beträgt 50%, und bei einer längeren

Stilllegung des Atomkraftwerks bestand, so heißt es, die Gefahr, dass KEPCO die Kosten für

die Beschaffung der fossilen Brennstoffe nicht mehr aufbringen könnte (auch mit

Bankkrediten).

Die Gründung des Atomenergieregulierungsausschusses (NRA)

Der am 1. September 2012 gegründete Atomenergieregulierungsausschuss verfügt über

große Befugnisse. Dazu zählen sowohl das Recht auf die Genehmigung von Atomkraftwerken

als auch die Befugnis, diese Genehmigung zu widerrufen. Außerdem gehört dazu auch die

rechtlich basierte rückwirkende Anwendung neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse auf die

bestehenden Atomkraftwerke.

Der Regulierungsausschuss erarbeitet auf der Basis einer selbstkritischen Reflexion des

Unfalls in Fukushima Richtlinien für den atomaren Katastrophenschutz, neue

Sicherheitskriterien und Richtlinien für Erdbebensicherheitskriterien für Atomkraftwerke.
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Die neuen Sicherheitskriterien werden bis zum Juli dieses Jahres erarbeitet. Da der Termin

für das Inkrafttreten von Gesetzen und Verordnungen, die im Zusammenhang mit dem

Gesetz zur Gründung des Atomenergieregulierungsausschusses stehen, Juli 2013 ist, muss

bis dahin alles vorbereitet sein. Danach werden auf der Grundlage der erarbeiteten

Sicherheitskriterien sowie der Erdbebensicherheitskriterien Überprüfungen der einzelnen

Atomkraftwerke durchgeführt. Nach Beendigung der Überprüfung durch den

Regulierungsausschuss wird das Einverständnis der Kommunalverwaltungen vor Ort

eingeholt, und dann kommt es zur Wiederinbetriebnahme. Es ist durchaus möglich, dass die

zwei Reaktoren des Atomkraftwerks Ôi erneut einer turnusmäßigen Überprüfung

unterzogen werden und stillgelegt werden.

Der Fokus der Diskussionen des Atomenergieregulierungsausschusses richtet sich auf zwei

Dinge. Erstens die Errichtung eines erdbebensicheren Kontrollzentrums und die Installierung

von mit Filtern ausgestatteten Ventilen, die als Maßnahmen für den Fall eines severe

accident eingeführt werden. Ersteres wird für alle Atomkraftwerke gefordert, letzteres bleibt

in Bezug auf Druckwasserreaktoren (PWR) unklar. Abgesehen davon geht es darum, ob sie zu

Bedingungen für eine Wiederinbetriebnahme werden. Die Energieunternehmen fordern

vehement, sie aus den Bedingungen herauszunehmen. Denn wenn sie Bedingung sind, wird

eine Wiederinbetriebnahme für die nächsten drei Jahre unmöglich.

Zweitens richtet sich der Fokus auf das Problem der aktiven Verwerfungen. Die Regierung

hat früher erklärt, dass es auf dem Gelände keine aktiven Verwerfungen gebe, doch die

Einschätzung der aktiven Verwerfungen hat sich geändert (früher reichte es bis 10.000 Jahre

zurückzugehen, jetzt betrachtet man für die Einschätzung die vergangenen 120.000 Jahre),

weshalb Verwerfungen und Bruchzonen nun einer neuen Bewertung für aktive

Verwerfungen unterzogen werden. Aber als sich klar herausstellte, dass direkt unter dem

Gelände aktive Verwerfungen existieren, änderte die Regierung ihren Standpunkt und sagte,

dass es kein Problem sei, wenn die Verwerfungen nicht direkt unter wichtigen Anlagen

verlaufen.

Der Atomenergieregulierungsausschuss genehmigt den Betrieb von Atomkraftwerken nicht,

wenn aktive Verwerfungen unter wichtigen Anlagen verlaufen. Damit wird die Möglichkeit

einer Reaktorstilllegung suggeriert. Zurzeit wird werden die Verwerfungen (Bruchzonen), die

unter wichtigen Anlagen einiger Atomkraftwerke (Ôi, Tsuruga, Shika, Monju, Kashiwazaki-
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Kariwa, Higashidôri u. a.) verlaufen, einer erneuten Einschätzung unterzogen. Bisher wurden

in den Atomkraftwerken Ôi und Tsuruga Untersuchungen durchgeführt. Diese

Untersuchungen werden von einem dem Atomenergieregulierungsausschuss

untergeordneten Expertenteam durchgeführt, das sich aus Spezialisten für Geologie und

aktive Verwerfungen zusammensetzt.

Obgleich beim Atomkraftwerk Ôi viele der Ausschussmitglieder auf die Möglichkeit von

miteinander gekoppelten Bewegungen mehrerer aktiver Verwerfungen hingewiesen haben,

leugnen KEPCO und der Verband der japanischen Stromversorgungsunternehmen dies

vehement. Sie behaupten, dass die vorhandene aktive Verwerfung direkt vor einer

Wasserversorgungsleitung des Atomkraftwerks aufhört, noch davor zwar eine

Verwerfungsebene zu sehen sei, diese aber Folge eines Erdrutsches sei. Untersuchungen und

Diskussionen dauern immer noch an.

Obgleich auch beim Atomkraftwerk Tsuruga alle Ausschussmitglieder bestätigt haben, dass

es aktive Verwerfungen gibt (, die möglicherweise zu gekoppelten Bewegungen führen

können), führt das Unternehmen Japan Atomic Power seine eigenen Untersuchungen fort,

um das zu dementieren. Makoto Yagi, der Vorsitzende des Verbandes der japanischen

Stromversorgungsunternehmen, erklärte, dass er die Untersuchungen von Japan Atomic

Power zwar aufmerksam verfolge, im Fall der Stilllegung von Reaktoren aber mit dem Staat

über eine Kostenübernahme verhandeln will8 (Nikkei Shinbun, 14.12.2012).

Auch wenn die Energieunternehmen starken Widerstand leisten, besteht doch die

Möglichkeit, dass auf Grund der Einschätzung der aktiven Verwerfungen einige

Atomkraftwerke stillgelegt werden. Auch das ist ein Faktor, der sich in entscheidendem

Maße auf die Atompolitik und die Energiepolitik auswirken wird.

Die Verringerung der Zahl der Reaktoren

Auf Grund des Unfalls hat sich die Zahl der Reaktoren verringert. TEPCO hat die vier

Reaktoren im Atomkraftwerk Fukushima Daiichi, die vom Unfall betroffen waren, am 20.

April 2012 nach dem Gesetz für Energieversorgungsunternehmen auch gesetzlich stillgelegt.

Aber für die Reaktoren 5 und 6 wurde keine Stilllegung beschlossen. Jedoch fordern die
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Präfektur Fukushima und die Kommunalverwaltungen in der Präfektur die Stilllegung der 10

Reaktoren in der Präfektur Fukushima. Einschließlich der Vertreter der

Liberaldemokratischen Partei (LDP) haben sie die Stilllegung der Atomkraftwerke in der

Präfektur Fukushima beschlossen. Auch hat sich die Präfektur in ihrer im August 2011

erarbeiteten „Wiederaufbauvision der Präfektur Fukushima“9 in Abschnitt 1 der

Grundprinzipien „die Schaffung einer von der Atomkraft unabhängigen, sicheren

sorgenfreien und sich nachhaltig entwickelnden Gesellschaft“, auf die Fahnen geschrieben.

Daher hat sie auch den Antrag auf Subventionen für Atomkraftwerke zurückgezogen, die

nach einem speziellen japanischen System an die Kommunalverwaltungen verteilt werden.

Ihr Motto ist nun „die Schaffung einer neuen Gesellschaft durch eine schwunghafte

Förderung erneuerbarer Energien“.

Von den anderen Atomkraftwerken ist besonders das Atomkraftwerk Hamaoka

erwähnenswert. Auf Verlangen des ehemaligen Premierministers Naoto Kan wurde dieses

Atomkraftwerk abgeschaltet und ist es bis zum heutigen Tag. Der Grund für das Verlangen

nach Abschaltung waren drohende Erdbeben in der Region Tôkai. Nach dem Erdbeben an

der Pazifikküste der Tôhoku-Region (11.03.2011) werden nun extrem starke Erdbeben am

Nankai-Tiefseegraben einer erneuten Einschätzung unterzogen, woraufhin jetzt eine Serie

miteinander im Zusammenhang stehender schwerer Beben in den Regionen Tôkai, Tônankai

und Nankai prognostiziert worden ist. Die Momentmagnitude (Mw) für diesen Fall wird auf

9,1 geschätzt. Es gibt keine Einschätzung darüber, ob das Atomkraftwerk Hamaoka solch

starken Stößen standhalten kann. Die Nachbarstadt Makinohara führt den Beschluss des

Stadtparlaments an, die Wiederinbetriebnahme für immer einzufrieren. Auch der

Bürgermeister hat stark gegen eine Wiederinbetriebnahme protestiert. Auch die Städte und

Gemeinden der näheren Umgebung (der Bürgermeister der Stadt Yaizu, der Bürgermeister

der Stadt Kosai u.a.) sind gegen eine Wiederinbetriebnahme. Die Stadt Omaezaki direkt am

Standort würde eine Wiederinbetriebnahme begrüßen, doch angesichts der anhaltenden

Proteste der Nachbarkommunen ist es für Chûbu Electric Power schwierig, dies zu ignorieren

und die Wiederinbetriebnahme zu erzwingen.

Auch das Atomkraftwerk Tôkai befindet sich in einer Situation, in der eine

Wiederinbetriebnahme schwierig ist. Tatsuya Murakami, Bürgermeister der Stadt

Tôkaimura, hat ausdrücklich erklärt, dass er eine Wiederinbetriebnahme nicht billigt. Er ist
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einer der federführenden Organisatoren des nach dem Unfall im Atomkraftwerk in

Fukushima ins Leben gerufenen Netzwerks „Bürgermeister für einen Atomausstieg“( Mayors

for a Nuclear Power Free Japan)10. Dieses Netzwerk setzt sich derzeit aus 70 Bürgermeistern

zusammen, außer Bürgermeister Murakami gehören Hajime Mikami, Bürgermeister der

Stadt Kosai, und Katsunobu Sakurai, Bürgermeister der Stadt Minamisoma, zu den

federführenden Organisatoren.

Tôkai und Hamaoka haben beide schwierige Aufgaben im Katastrophenschutz zu lösen. Der

Atomenergieregulierungsausschuss erarbeitet zurzeit Richtlinien für eine Erweiterung des

Gebiets für Maßnahmen bei Atomkraftkatastrophen auf 30 km. Wenn sie fertiggestellt sind,

müssen in Tôkai Evakuierungspläne für 930.000 Menschen erstellt werden, doch der

Gouverneur der Präfektur Ibaragi hat erklärt, dass das unmöglich sei. Auch für Hamaoka

ergibt sich dann die Notwendigkeit für einen Evakuierungsplan für 740.000 Menschen.

Wenn auf Grund der Möglichkeit der Stilllegung von Reaktoren aus Gründen der

Erdbebensicherheit, und der Möglichkeit, dass keine Wiederinbetriebnahme ohne

Einverständnis der lokalen Bevölkerung möglich ist und daher die Stilllegung beschlossen

werden muss, die Zahl der Reaktoren, die ihren Betrieb wieder aufnehmen, sinkt, wird sich

das entscheidend auf die japanische Atom- und Energiepolitik auswirken.

Das Scheitern des alten Energierahmenplans

Der Unfall in Fukushima, der am 11. März 2011 begann, hat den Energierahmenplan der

Regierung, der ein halbes Jahr zuvor, das heißt im Oktober 2010 beschlossen worden war,

heftig ins Wanken gebracht. Der Energierahmenplan wird festgelegt, „um eine langfristige,

umfassende und planmäßige Förderung von Maßnahmen bezüglich Angebot und Nachfrage

an Energie zu planen" (Energiepolitikgrundgesetz Paragraph 12), er wird zum Plan,

nachdem die Meinungen der Untersuchungskommission für Natürliche Ressourcen und

Energie gehört worden sind, der Minister des METI einen Entwurf erarbeitet hat, der dann

vom Kabinett beschlossen wird. Weiter heißt es: „Der Energierahmenplan muss mindestens

alle drei Jahre geprüft, und wenn es sich als notwendig erweisen sollte, geändert werden.“
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Der Plan aus dem Jahre 2010 war ein Plan, der einen Ausblick bis auf das Jahr 2030 bot, und

der besagte, dass „die Atomkraft als Basisstromquelle positioniert und der nukleare

Brennstoffkreislauf gefördert wird“. Konkret bildeten die zusätzliche Errichtung von 14

neuen Reaktoren, die Erhöhung des Anteils der Stromerzeugung aus Atomkraft bis auf etwa

50% sowie die Erhöhung der Auslastung der Anlagen seine zentralen Bausteine. Andererseits

wurde für die erneuerbaren Energien einschließlich der bereits existierenden

Wasserkraftwerke ein Anteil von etwa 20% festgelegt. Da die Wasserkraft 10% ausmacht,

sollte der Anteil der Energiegewinnung aus anderen erneuerbaren Energien auf etwa 10%

erhöht werden. Die Stromerzeugung sollte im Vergleich zum Jahre 1990 um 34,6%

zunehmen.

Die Regierung hatte geplant, den Prozentsatz der CO2-Reduktion, zu dem sie sich

international verpflichtet hatte (bis 2020 eine Reduktion von 25% im Vergleich zu 1990),

hauptsächlich mit Hilfe von Atomkraftwerken zu erreichen. Was den ursprünglichen Plan

anbetrifft, 14 neue Reaktoren zu errichten, waren die geographischen Standorte zwar schon

festgelegt, doch gab es noch keine verlässliche Bestätigung. Eine noch stärkere Bevorzugung

von Atomkraftwerken war bereits impliziert. Es wurde auch ein System eingeführt, bei dem

unter anderem die Genehmigung eines 24monatigen Betriebs sowie ein Kostenausgleich

durch die Rücklage der Abschreibungskosten für die Atomkraftwerke ab dem Zeitpunkt des

Baubeginns vorgesehen sind.

Der Verfasser vertritt die Auffassung, dass man sagen kann, dass dieser Plan,

Atomkraftwerke blindlings zu fördern, einer der grundlegenden Faktoren für den Unfall in

Fukushima ist, doch abgesehen davon war nun jedermann klar, dass dieser Plan, wie oben

bereits zum Ausdruck gebracht, durch den Unfall im Atomkraftwerk Fukushima gescheitert

ist.

Die turnusmäßige Revision des Energierahmenplans wäre im Jahre 2013 erfolgt, doch auf

Grund des Unfalls im Atomkraftwerk Fukushima sah sich die Regierung gezwungen, den

Energierahmenplan noch einmal zu überprüfen, und sie begann mit der Revision. Diese

Arbeit wurde federführend von der durch die Regierung der Demokratischen Partei

geschaffenen Abteilung für Nationale Strategie (National Policy Unit, NPU) in Angriff

genommen. Konkret übernahm die Konferenz für Energie und Umwelt (Energy and

Environment Council) innerhalb dieser Abteilung diese Arbeit. Diese Konferenz führte zunächst
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eine Überprüfung der Kosten durch, um dann, anders als bisher auf die Atomenergie Bezug

nehmend, auf der Grundlage des Gedankens, dass die Unfallfolgekosten sowie die

Forschungs- und Entwicklungskosten hinzugerechnet werden müssen, den Wert von 8,9

Yen/kWh anzugeben. Allerdings waren das die Mindestkosten (5,4 Billionen Yen), bei denen

man sich auf die zu diesem Zeitpunkt klar erkennbaren durch den Unfall im Atomkraftwerk

Fukushima hervorgerufenen Schäden beschränkte. Darüber hinaus wurde der Schaden des

Unfalls auf 0,5 Yen/kWh geschätzt, doch die diesem Nenner entsprechende gesamte

Strommenge ist eine Menge, für die angenommen wurde, dass die Stromerzeugung der

Atomkraftwerke des Jahres 2010 40 Jahre lang so bleiben würde, was ganz und gar nicht

realistisch zu nennen war. Es war eine gute Idee, die Unfallfolgekosten und die Forschungs-

und Entwicklungskosten u. ä. hinzuzufügen, doch wenn dem errechneten Preis auch

nachgesagt wurde, dass die Zahlen angepasst worden seien, um zu der Schlussfolgerung zu

gelangen, dass der Preis mit dem der anderen Stromquellen hinreichend wettbewerbsfähig

bleibt, konnte man daran doch nichts ändern. Der Verfasser hat auf Grund einer

Kostenüberschlagrechnung für das Forschungszentrum für Energiewirtschaft, die

Dekontaminierungspläne in Iitatemura und anderes geschätzt, dass der Schaden des Unfalls

sich auf circa 48 Billionen Yen beläuft.11 Nähme man also 50 Billionen Yen an, dann würde

der Preis auf 16 Yen/kWh nach oben schnellen.

Die Konferenz für Energie und Umwelt riet dem METI, bei der Neuerarbeitung des

Energierahmenplans die Optionen für die Energie herauszuarbeiten, und der Japanischen

Atomenergiekommission (JAEC), die Optionen für den nuklearen Brennstoffkreislauf

herauszuarbeiten. Er kündigte an, über die herausgearbeiteten Optionen eine nationale

Diskussion zu führen und das Ergebnis in einer politischen Maßnahme zusammenzufassen.

Dieses Engagement war Ausdruck dafür, dass die Regierung der Demokratischen Partei sich

in ihren Aktivitäten die Entbürokratisierung auf ihre Fahnen geschrieben hatte. Als Versuch

war es gut, doch im Ergebnis scheint es ihr nicht vollständig gelungen zu sein, das Ziel der

Entbürokratisierung zu erreichen.
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Die verschiedenen Optionen in der Energiegewinnung

Im METI wurde in der Untersuchungskommission für Natürliche Ressourcen und Energie ein

Ausschuss für Grundfragen gegründet, und die 25 ernannten Ausschussmitglieder begannen

mit der Erörterung der verschiedenen Optionen.12 Die bisherige Unterkommission für

Rahmenpläne wurde aufgelöst. Der Verfasser wurde zu einem Ausschussmitglied des

Ausschusses für Grundfragen ernannt und beteiligte sich an den Diskussionen.

Energie bedeutet zwar nicht unbedingt nur Strom, doch da der Atomkraftwerkunfall die

Diskussionen ausgelöst hatte, rückte die Erörterung der Frage, wie groß der Anteil an Strom

aus Atomkraft sein sollte, in den Mittelpunkt. Da der bestehende Energierahmenplan die

Jahre bis 2030 abdeckt, hatten wir bei der Diskussion der Revision ebenfalls diesen Zeitraum

im Kopf.

Im Ergebnis von 27 Sitzungen lagen drei alternative Vorschläge für den Anteil der Atomkraft

an der Stromerzeugung im Jahre 2030 vor: 0% (das Null-Szenario), 15% (das 15%-Szenario)

und 20-25% (das 20-25%-Szenario). Um jeweils die Stromversorgung zu sichern, wurden

Pakete aus den Anteilen der einzuführenden erneuerbaren Energien und der

Wärmekraftwerke geschnürt. Die Ausschussmitglieder, die das Null-Szenario favorisierten,

zu denen auch der Verfasser zählt, legten den Schwerpunkt auf Energieeinsparungen, doch

wurde für jede der drei Optionen gleichermaßen eine Einsparung von 10% vorgesehen. Für

die nächsten zehn Jahre erwartet man ein Wirtschaftswachsrum von 1% und für die darauf

folgenden zehn Jahre ein Wachstum von 0,8%. Der Stromverbrauch für das Jahr 2030 wurde

um 10% im Vergleich zu 2010 gekürzt und auf 1 Billion Kilowattstunden veranschlagt. Das

Null-Szenario erhöht den Anteil der erneuerbaren Energien auf 35%. Beim 15%-Szenario liegt

dieser Anteil bei 30% und beim 20-25%-Szenario bei 25-30%. Der Rest wird durch Strom aus

den Wärmekraftwerken ergänzt.

In Wirklichkeit wurde das 15%-Szenario im Ausschuss für Grundfragen zunächst nicht

diskutiert. In diesem Ausschuss wurden folgende Vorschläge unterbreitet: 0%, 20%, 25% und

35%. Daher schlug Tetsunari Iida (Repräsentant des Institute for Sustainable Energy Policy)

wiederholt vor, eine 10%-Option anzubieten, doch der Ausschussvorsitzende Akio Mimura

(Nippon Steel & Sumitomo Metal Corporation, Präsident) ignorierte diesen Vorschlag

durchweg. Aber kurz nachdem die Denki Shimbun (The Electric Daily News) gemeldet hatte,
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dass 15% als ein Kompromissvorschlag geprüft werde, kam im April 2012 ganz plötzlich

dieser Vorschlag auf. Die Ausschussmitglieder Takeo Kikkawa (Professor im

Graduiertenkolleg für das Aufbaustudium der Handelswissenschaften der Hitotsubashi-

Universität) und Yûko Sakita (Umweltberaterin) entfachten die Diskussion. Um den

Vorschlag akzeptabel zu machen, wurden ihm Materialien beigefügt, die besagten, dass bei

einer Beschränkung der Lebensdauer der Atomkraftwerke auf 40 Jahre und einer Auslastung

der Anlagen von 80% der Anteil der Atomkraft im Jahre 2030 bei 15% liegen wird. Der

Verfasser erhob Einspruch, dass eine Auslastung von 80% nicht die tatsächlichen

Verhältnisse wiederspiegele, und machte geltend, dass die 70% anzusetzen seien, die die

Konferenz für Energie und Umwelt verwendet, doch fand dies keine Aufnahme. Die

Ausschussmitglieder Kenji Yamaji (Research Institute of Innovative Technology for he Earth

(RITE), Generaldirektor) und Satoru Tanaka (Professor an der Graduate School of Engineering

an der Tôkyô-Universität) behaupteten, dass 80% realistisch seien. Unter der Bedingung der

Annahme einer 40jährigen Laufzeit hat der Verfasser letztendlich die oben genannten drei

Szenarien unterstützt, die für ihn eine Alternative darstellen. Er tat dies aus dem Gedanken

heraus, dass, wenn das Null-Szenario erst einmal öffentlich bekannt wird, sich dann auch in

öffentlichen Diskussionen mehr Menschen für dieses als für die anderen Szenarien

aussprechen müssten. Er spürte das auf Grund seiner Erfahrungen heraus, hatte er doch im

ersten Jahr nach dem Unfall durchschnittlich einmal in drei Tagen irgendwo einen Vortrag

gehalten.

Interessant an all diesen Diskussionen war, dass von den Ausschussmitgliedern, die eine

Fortsetzung der Atomkraftnutzung forderten, ganz verschiedene Argumente vorgebracht

wurden. So gab es unter anderem folgende Argumente: Wenn die Atomindustrie

zusammenbreche, könne man die Sicherheit der Atomkraftwerke nicht mehr

aufrechterhalten. Die nukleare Sicherheit sei ein Bereich, in dem Japan einen internationalen

Beitrag leiste, oder ein Bereich, in dem dieser Beitrag von Japan erwartet werde. Es sei

notwendig, auf die Länder zu reagieren, die in Zukunft Atomkraftwerke einführen wollen.

Wenn Japan allein aus der Atomkraft aussteige, habe das keinen Sinn, da China und Indien

eine aktive Erweiterungsstrategie verfolgen. Ein noch bemerkenswerteres Argument ist die

Behauptung, dass, wenn man die Stromerzeugung durch Atomkraft aufrechterhalte, habe

das Abschreckungseffekte (Ausschussmitglied Jitsurô Terashima (Präsident des Japan

Research Institute), Ausschussmitglied Kenji Yamaji). Mit der Theorie der technologischen
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Abschreckung wurde ein Argument vorgebracht, das in Japan in Ausschüssen der Regierung

bisher noch nicht diskutiert worden war. Ich hatte das Gefühl, dass mit dem Unfall im

Atomkraftwerk Fukushima die Atomindustrie immer mehr in Bedrängnis geriet und nun ihr

wahres Gesicht zum Vorschein kam. Besonders dass Ausschussmitglied Yamaji, der schon

seit langem Forschungen auf dem Gebiet der Atomkraft betreibt, das

Abschreckungspotential erwähnte, ließ erkennen, dass dies im Atomkraftdorf (Bezeichnung für

die enge Verquickung von Atomindustrie und Aufsichtsbehörden in Japan, Anm. d. Ü.) eine

von vielen geteilte Ansicht ist.

Hat denn das „nukleare Abschreckungspotenzial“ tatsächlich abschreckende Wirkung? Und

wie stark ist diese? Selbst wenn in etwa einem halben Jahr die Herstellung von Atomwaffen

möglich wäre, ist doch klar, dass man damit keinem atomaren Angriff widerstehen könnte.

Jedoch gab es einen Vorschlag, eine solche in die Tiefe gehende Diskussion zu führen

(Ausschussmitglied Tatsuo Hatta (Gastprofessor an der Universität Ôsaka), doch wurde er

nicht aufgegriffen.

Diskussionen um die Wirtschaftlichkeit

Es wurden Analysen der wirtschaftlichen Auswirkungen der verschiedenen Szenarien

durchgeführt. Die fünf Institute mit den folgenden Modellen wurden mit der Analyse

beauftragt: KEO Modell (Keiô-Universität, Prof. Kôji Nomura), AIM Modell (Staatliches

Institut für Umweltforschung), DEARS Modell (Research Institute of Innovative Technology

for he Earth (RITE)), JCER Modell (Japanisches Zentrum für Wirtschaftsforschung), Modell

von Prof. Kanemi Ban von der Universität Ôsaka. Es heißt, dass dies der „Sicherung der

Objektivität“ diene. Trotzdem lehnten einige das mit der folgenden Begründung ab:

„Eigentlich wird die Zusammensetzung der Stromquellen zusammen mit den Preisen als

Ergebnis der Lösung der Gleichungen in den Modellen erst im Nachhinein errechnet. Aber da

bei diesen Berechnungen die Zusammensetzungen der Stromquellen selbst Optionen

darstellen, werden nach ihrem exogenen Input die Auswirkungen auf das reale GDP u. a.

geschätzt.“ Das heißt, da der Anteil der Atomkraft bereits im Vorhinein festgelegt wird,

werden, bis ein entsprechendes Ergebnis herauskommt, die Bedingungen nach und nach

verändert, was zu mehrfachen Rückkopplungen von Bedingungen und Ergebnis führt.
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Im zusammenfassenden Bericht über die verschiedenen Optionen heißt es: „Die

Zahlenwerte im Ergebnis der Berechnungen können sich je nach den Hypothesen und den

Vorbedingungen der Modelle ändern, weshalb man die Werte an sich nicht überschätzen

sollte, vielmehr ist es notwendig, sie als Informationsmaterial zu verstehen, um grob zu

erfassen, in welche Richtungen sich die Unterschiede zwischen den verschiedenen Optionen

auf die Wirtschaft auswirken. Ferner ist es unerlässlich zu erkennen, dass mit dem für diese

Analyse verwendeten Allgemeinen Gleichgewichtsmodell bei der Analyse eines längeren

Zeitraums von circa 20 Jahren die Unterschiede zwischen den wirtschaftlichen Auswirkungen

der einzelnen Optionen kaum zu Tage treten können.“ Weiter heißt es: „Diese Analyse

erklärt auf Grund von Wirtschaftsindikatoren quantitativ erfassbare Vorgänge zu ihrem

Untersuchungsgegenstand, und es ist notwendig, der Tatsache Aufmerksamkeit zu schenken,

dass die Sorgen um die Atomstromerzeugung und die Methoden der Entsorgung der

gebrauchten Brennstäbe, psychische Belastungen wie Schmerz und Trauer in dem Fall, dass

es bei Unfällen in Atomkraftwerken zu Opfern kommt, der Erhalt der Energiesicherheit, die

Beherrschung der Problematik der Erderwärmung und andere gesellschaftliche Werte nicht

zu den Gegenständen dieser Analyse gehören.“ Trotz dieser warnenden Worte gewinnt man

den Eindruck, als seien nur die Ergebnisse der Wirtschaftsanalyse, das heißt, dass bei einem

Atomausstieg der Strompreis auf das Doppelte steigen würde, in den Vordergrund gestellt

worden. Dabei würde er auch im Fall des 20-25%-Szenarios auf fast das Doppelte steigen….

Was die Kosten der Atomkraftwerke anbetrifft, so ist, wie ich bereits erwähnt habe, auf

Grund der Unterschätzung der angenommenen Schadenssumme und der Überschätzung der

Strommenge im Nenner 8,9 Yen/kWh ein Preis, der die Kosten der Atomkraftwerke in

großem Maße unterschätzt, doch war die Einschätzung der Wirtschaftlichkeit das Ergebnis

von Analysen, die auf dieser Unterschätzung basieren.

Die nationale Diskussion

Ende Juni präsentierte die Konferenz für Energie und Umwelt, die vom

Wirtschaftsministerium den Bericht über die drei Optionen erhalten hat, der Bevölkerung

die Optionen und startete die Phase der öffentlichen Stellungnahmen. Anschließend wurde

in Form von öffentlichen Kommentaren, durch die Regierung organisierten
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Meinungsanhörungen an elf Orten in ganz Japan, Meinungsumfragen in Form von Debatten

als ein neuer Versuch sowie einer Beteiligung der Regierung an von NGO organisierten

Zusammenkünften die nationale Diskussion vorangetrieben. Auch die Meinungsumfragen

aller Massenmedien wurden zu Rate gezogen, als es darum ging, den Kreis der Optionen

enger zu ziehen.

Es gab 89.214 Anmeldungen für öffentliche Stellungnahmen. 87% der Stellungnahmen

waren für das Null-Szenario. 78% aller Stellungnahmen enthielten die Meinung, dass sie eine

sofortige Stilllegung wünschen.

Bei den Anhörungen unterstützten 68% derjenigen, die sich zu Wort meldeten, das Null-

Szenario. Allerdings sah das Ergebnis der Meinungsumfragen bei den Zuhörern so aus, dass

zwar die Unterstützung des Null-Szenario von 35% im Vergleich zu den anderen Szenarien

(2% und 6%) überwältigend hoch ausfiel, sich jedoch 57% für „Und anderes“(Zurückhaltung

der Meinung aus irgendwelchen Gründen) entschieden.

Meinungsumfragen in Form von Debatten, die als ein erstmaliger Versuch durchgeführt

wurden, fanden in Tôkyô statt. Wenn die Vorbereitungszeit zu kurz war, reichten die

Forscher dieser Untersuchungsmethode ihre Meinung schriftlich bei der Regierung ein, aber

die Regierung der Demokratischen Partei strebte nach schnellen Schlussfolgerungen (damals

ging das Gerücht um, dass es noch im selben Jahr zu Allgemeinen Wahlen kommen könnte).

Überall in Japan wurden durch Telefonanrufe nach dem Zufallsprinzip (bei 6.849 Personen)

Meinungsumfragen durchgeführt, und mit 285 Personen, die der Bitte um Teilnahme an

einer Debatte entsprachen, ein zweitägiger Meinungsaustausch veranstaltet, wobei bei den

Umfragen nach den Debatten Meinungsänderungen zu verzeichnen waren. Die Verteilung

der Meinungen unter den Freiwilligen für die Debatten war wie folgt: 33% für das Null-

Szenario, 17% für das 15%-Szenario und 13% für das 20-25%-Szenario. Die Stimmverteilung

in den Umfragen vor den Debatten war in derselben Reihenfolge 41%, 18% und 13%. Nach

den Debatten ergaben die Umfragen folgende Verteilung: 47%, 15% und 13%. Der Anteil der

Befürworter des Null-Szenarios nahm also zu.

Alle Massenmedien führten mehrere Meinungsumfragen durch. Sie ergaben folgendes

Ergebnis: 12-19% für das 20-25%-Szenario, 7-14% für andere Meinungen, und die Mehrheit

teilte sich auf das Null-Szenario und das 15%-Szenario auf. Manchmal gab es mehr Stimmen
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für das Null-Szenario und manchmal für das 15%-Szenario. Die Analyse all dieser öffentlichen

Stellungnahmen und Umfragen wurde in Zusammenkünften unter Aufsicht von

außenstehenden Experten durchgeführt, um die Objektivität des Berichtes zu erhöhen.

Dieser Bericht wurde wie folgt zusammengefasst: „Als Hauptrichtung wünscht sich

zumindest die Mehrheit der Bevölkerung die Realisierung einer von der Atomkraft

unabhängigen Gesellschaft. Andererseits unterscheiden sich die Ansichten bezüglich der

Geschwindigkeit bei der Realisierung dieses Ziels. Hinter dem Tatsache, dass viele Bürger in

öffentlichen Stellungnahmen und anderswo ihren Wunsch nach dem Null-Szenario aktiv zum

Ausdruck bringen, steht die reale Situation, dass das Misstrauen gegenüber der Art und

Weise von politischen Entscheidungen bezüglich der Atomkraft sowie die Angst vor den

Atomkraftwerken ausgesprochen groß sind. Durch die nationale Diskussion wurde

offensichtlich, dass die japanische Bevölkerung sich mehr als für Zahlen der Energiemischung

dafür interessiert, was für eine Wirtschaft und Gesellschaft sie – im Rahmen einer größeren

Orientierung - aufbauen, und was für Sorgen je nach Wahl der Strategie zu Tage treten. Es ist

unerlässlich, dass die Regierung diese Sorgen ernst nimmt und realistische Lösungen

aufzeigt.“13

Auf Grund dieses Ergebnisses errichtete die Demokratische Partei die

Untersuchungskommission für Energie und Umwelt (Vorsitzender: Seiji Maehara) und

erklärte ihre politischen Maßnahmen als Partei. Diese wurden am 6. September in Form des

Vorschlags „Streben nach einer ‚Gesellschaft ohne Atomkraft‘“ öffentlich verkündet. Der o.g.

Untersuchungskommission gehören unter anderem an: die Stellvertretende Vorsitzende

Kiyomi Tsujimoto, der Berater Naoto Kan, Generalsekretär Yoshito Sengoku,

Verwaltungsdirektor Shôichi Kondô und andere (es gibt mehrere Stellvertretende

Vorsitzende und Berater). Da man sich aber innerhalb der Demokratischen Partei bezüglich

des Atomausstieg-Kurses nicht einig war, war die Formulierung des Atomausstiegs sowie die

Angabe des Jahrs 2030 das Ergebnis einer Entscheidung durch den ehemaligen

Premierminister Yoshihiko Noda am Ende eines äußerst heftigen Wortwechsels innerhalb

der Partei. Man kann sagen, dass das Ergebnis der nationalen Diskussion und die

Bürgerbewegung für einen Atomausstieg (In dem Bericht wurden auch die Freitagsaktionen

aufgeführt, die jeden Freitagabend vor dem Sitz des Premierministers stattfanden und an
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denen sich in Spitzenzeiten über 100.000 Menschen beteiligten) die Demokratische Partei in

Bewegung versetzt haben.

Letztendlich wurde das zum offiziellen Kurs der Demokratischen Partei. Auf dieser Basis

veröffentlichte die Konferenz für Energie und Umwelt am 14. September ihre „Innovative

Energie-und Umweltstrategie“14 (im Folgenden: Neue Strategie).

Atomausstieg in den 2030er Jahren

In einfachen Worten zusammengefasst, lautet die Neue Strategie, die nach der nationalen

Diskussion erstellt wurde: „Einsatz verschiedener politischer Maßnahmen und Ressourcen,

um den Atomausstieg in den 2030er Jahren zu ermöglichen“. Für den Umgang mit

Atomkraftwerken wurden „3 Prinzipien“ aufgestellt: 1. die Begrenzung der Laufzeit auf 40

Jahre strikt anzuwenden, 2. nur die Atomkraftwerke wieder in Betrieb zu nehmen, deren

Sicherheit durch den Atomenergieregulierungsausschuss bestätigt wurde, 3. keine neuen

Atomkraftwerke zu errichten.

Um den Atomausstieg zu ermöglichen, wird die Ökoenergiereform realisiert und um eine

sichere Versorgung mit Energie zu gewährleisten, werden Wärmekraftwerke mit fossilen

Brennstoffen und die hochgradige Ausnutzung von Wärme durch Wärmekraftkopplung

gefördert. Außerdem werden die allseitige Liberalisierung im Energiebereich sowie die

Neutralisierung und Ausweitung des Stromtransports und andere Reformen des Systems der

Energieversorgung vorangetrieben. Dadurch werden die Maßnahmen gegen die

Erderwärmung zuverlässig umgesetzt. Um eine einheitliche Überprüfung und Verifizierung

sowie Umsetzung durch Regierung und Bevölkerung zu fördern, wird im Sekretariat des

Kabinetts ein Überprüfungs- und Verifizierungssystem eingerichtet. So sieht in groben Zügen

die Neue Strategie aus.

Die Kernpunkte der „Grundzüge der Öko-Politik“ der Ökoenergiereform wurden am 27.

November fertiggestellt.15 Es wurde auch ein Kabinettsbeschluss gefasst, auf der Basis der

Neuen Strategie politische Maßnahmen zu fördern. Da der Kabinettsbeschluss (18.

September), basierend auf der Neuen Strategie „mit den betroffenen Kommunen und der

internationalen Gemeinschaft eine verantwortungsbewusste Diskussion zu führen und mit
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Einverständnis der Bürger Japans flexibel ständige Überprüfungen und Verifizierungen sowie

Revisionen durchzuführen“, in seinem Wortlaut indirekt formuliert ist, vertreten manche die

Ansicht, dass die Neue Strategie keine beschlossene Sache sei. Sie verstehen dies als eine

Formulierung aus Sorge vor Widerstand gegen den Atomausstieg. Es ist zwar eine sehr

subtile Formulierung, aber auf der Grundlage dieser Neuen Strategie wird die Diskussion

über die Gestaltung des Systems vorangetrieben.

Die Neue Strategie nimmt auch Bezug auf den nuklearen Brennstoffkreislauf, die Atompolitik

und auch auf die Japanische Atomenergiekommission (JAEC), doch darauf möchte ich später

kommen.

Die Neue Strategie wurde nicht aus drei Optionen ausgewählt. Wie oben erwähnt,

betrachtete die Regierung das 15%-Szenario als guten Kompromiss. Man kann sagen, dass

der Ausdruck „Null“ durch die nationale Diskussion ins Spiel gebracht worden ist.

Andererseits steht die Neue Strategie realiter inhaltlich auf einer mittleren Position zwischen

dem Null-Szenario und dem 15%-Szenario. Die Zeit bis zum endgültigen Atomausstieg wurde

bis in die 2030er Jahre, das heißt um zehn Jahre verlängert, der Anteil der erneuerbaren

Energien wie beim 15%-Szenario auf 30% festgelegt, weshalb man sagen kann, dass das

Ergebnis einen Kompromiss darstellt.

Es gibt Kritiken, die besagen, das sei ein Rückschritt im Vergleich zum Null-Szenario. Aber

zunächst war es ausgesprochen wichtig, den Atomausstieg zu beschließen und diese

Botschaft weit zu verbreiten. In den vergangenen Diskussionen des METI wurde die

Auffassung, dass große Fortschritte in den erneuerbaren Energien die Atomkraft bedrohen,

sehr stark vertreten. Es lässt sich denken, dass im Fall einer Klarstellung, dass Japan sich in

Richtung Atomausstieg bewegt, die erneuerbaren Energien und andere daraus folgende

Maßnahmen unverzüglich ihre Arbeit aufnehmen. Das Bürgerkomitee „Gesellschaft für die

Realisierung des Atomausstiegs und einer neuen Energiepolitik“, das sich aus einer

Bürgergruppe entwickelt hat, forderte vom Ausschuss für Grundfragen, einen auf der Neuen

Strategie basierenden Energierahmenplan zu erarbeiten.16

In jeder der Optionen wird eine viel stärkere Zunahme der erneuerbaren Energien als bisher

propagiert. Parallel zu dieser Diskussion wurde ab dem 1. Juli 2012 das System zur

Einspeisevergütung für Strom aus erneuerbaren Energiequellen (FIT) eingeführt.
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Beispielsweise beträgt die Vergütung für photovoltaisch erzeugten Strom 42 Yen/kWh. Es

wurde auch die Richtung aufgezeigt, auf dem Markt für elektrische Energie die

Stromerzeugung vom Stromtransport zu trennen. Die Diskussion der detaillierten Gestaltung

des Systems wird künftig vorangetrieben. Denkbar ist, dass sich die Hauptrichtung auch bei

einem Wechsel zu einer Regierung der Liberaldemokratischen Partei nicht ändern wird, doch

es ist nicht vorhersehbar, wie weit das bei dem starken Widerstand der Energiewirtschaft

funktioniert.

Widerstand der Wirtschaftskreise

Drei repräsentative Organisationen der Wirtschaft in Japan: der japanische

Wirtschaftsdachverband Keidanren, die Japanische Industrie- und Handelskammer und das

Japanische Komitee für Ökonomische Entwicklung, veranstalteten am 18. September eine

Pressekonferenz, auf der sie starken Widerstand zeigten, indem sie erklärten, dass sie als

Wirtschaftskreise den Atomausstieg „auf keinen Fall akzeptieren können“.17 Ihre

Begründung lautete, dass der Ausstieg zu einer Aushöhlung der Wirtschaft führen würde (als

Ergebnis der Abwanderung von Unternehmen ins Ausland auf Grund der steigenden Preise

für fossile Brennstoffe und der steigenden Strompreise), dass die Aufrechterhaltung der

Beschäftigung sich dann schwierig gestalten würde, es dann keine gemeinsame Basis mehr

für die Wachstumsstrategie, die ein Wachstum von 2% anstrebt, mehr gebe, dass die

Sicherung von Technologien und Personal für nukleare Sicherheit schwierig werden würde,

dass der Ausstieg sich auf das Verhältnis zu den USA negativ auswirken würde, und andere.

Diese Argumentation ist nicht neu. Aber in der Schrift „Zu den Ergebnissen einer Umfrage

bezüglich der Maßnahmen zur Stromversorgung in diesem Sommer“ (Materialien der 11.

Sitzung des Ausschusses für Grundfragen18), die der Keidanren von September bis Oktober

2011 durchgeführt und für die er von 87 von 152 Unternehmen Antworten erhalten hat, gab

es kein einziges Unternehmen des produzierenden und des nichtproduzierenden Gewerbes,

das geantwortet hat, dass es seine Geschäftsaktivitäten ins Ausland verlagern werde. Es gibt

wohl kein Unternehmen, das seine Geschäftsaktivitäten einfach so aus negativen Gründen

ins Ausland verlagern würde. Den Atomausstieg zu beschließen, bedeutet einen Schlag für

alle Energieunternehmen und die Branche der Eisen- und Stahlindustrie sowie andere mit
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der Atomenergie zusammenhängende Industriezweige, weshalb sie wahrscheinlich dagegen

sind. Auf der 32. Sitzung des Ausschusses für Grundfragen wurde von den fünf

Ausschussmitgliedern Shôei Utsuda, Sadayuki Sakakihara, Satoru Tanaka, Masakazu Toyota

und Kenji Yamaji eine schriftliche Meinungsäußerung eingereicht: „Wir möchten darum

ersuchen, noch einmal darüber nachzudenken, die Atomenergie in einem gewissen Umfang

zu erhalten“. Ihr Schreiben hat fast denselben Inhalt wie das der Wirtschaftskreise.

Allerdings werden anstelle der Aushöhlung der Industrie eine Verringerung der

Wettbewerbsfähigkeit und das Abfließen von Volksvermögen ins Ausland genannt.

Es ist nicht so, dass alle Wirtschaftskreise Widerstand zeigen. Im April 2012 wurde von 400

Managern das „Unternehmer-Netzwerk für eine Zukunft mit nachhaltiger Energie und

Wirtschaft“(Network of Business Leaders and Entrepeneurs für a Sustainable Business and

Energy Future)19 gegründet. Im Gründungsprogramm steht ganz klar: „Was wir den

künftigen Generationen hinterlassen sollten, ist nicht sinn- und hoffnungsloser Atommüll,

sondern sind Träume und Hoffnungen. … Wir sollten zeigen, dass man ohne Atomkraftwerke

ein gesünderes Land und gesündere Regionen schaffen kann, und diese dann auch

realisieren“.

Der Aufstand des Ausschussvorsitzenden Mimura

Auf der 32. Sitzung des Ausschusses für Grundfragen (18. September), die nach der

Veröffentlichung der Neuen Strategie stattfand, sprach sich der Ausschussvorsitzende

vehement gegen die Neue Strategie aus, konkret sagte er, es heiße zwar, dass die 40 Jahre

Laufzeit strikt gehandhabt werden, doch da nach dem Gesetz eine einmalige Verlängerung

um 20 Jahre eingeräumt werde, ergebe sich da ein Widerspruch, weshalb er mit Minister

Edano verhandeln möchte. Er äußerte das als seine ganz persönliche Meinung, doch wurden

wir am nächsten Morgen benachrichtigt, dass die Sitzung des Ausschusses abgebrochen

worden sei. Der Verfasser schickte umgehend eine Mail an das Sekretariat, dass der

Ausschussvorsitzende sich damit disqualifiziere, wenn er aus persönlichen Gründen die

Sitzung unterbreche, doch wurden in den folgenden zwei Monaten keine Sitzungen mehr

abgehalten, und die 33. Sitzung fand dann am 14. November statt.
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Am Ende der Sitzung versicherte Wirtschaftsminister Yukio Edano, dass er, da es offenbar

unmöglich sei, die Ansichten im Ausschuss für Grundfragen in Einklang zu bringen, in seiner

Verantwortung als Minister den Energierahmenplan abschließen werde. Da rechtlich

gesehen das Einverständnis eines Beratungsausschusses nicht notwendig ist, ist der

Energierahmenplan, wenn er in der Verantwortung des Ministers zum Abschluss gebracht

und dann vom Kabinett beschlossen wird, verbindlich rechtswirksam. Der

Ausschussvorsitzende Mimura fragte: „Was ist denn dann meine Rolle als

Ausschussvorsitzender?“ und erklärte erneut, dass er sich mit dem Minister abstimmen

wolle. Damit schloss die Sitzung. Man kann sagen, dass der Ausschussvorsitzende Mimura,

da angenommen wurde, dass die Auflösung des Unterhauses kurz bevor stand (die

Auflösung war am 16. November), durch sein Spielen auf Zeit Minister Edano davon abhielt,

seinen Bericht zum Abschluss zu bringen. Durch den zweifachen Aufstand des

Ausschussvorsitzenden Mimura blieb die Erarbeitung eines Energierahmenplans auf der

Grundlage der Neuen Strategie im Stadium einer Vision stehen.

Probleme bezüglich des nuklearen Brennstoffkreislaufs

Die Japanische Atomenergiekommission (JAEC), die von der Konferenz für Energie und

Umwelt bezüglich der Optionen für den nuklearen Brennstoffkreislauf beraten wurde,

gründete den Unterausschuss für die Prüfung von Technologien für die

Atomstromerzeugung und den nuklearen Brennstoffkreislauf20 (unten: Unterausschuss) und

setzte eine Diskussion von verschiedenen Optionen in Gang. Dabei wurde auch die Situation

im Jahre 2030 eingeschätzt, wie sie sich entsprechend dem Energierahmenplan darstellt.

Daher stellte die Entwicklung schneller Reaktoren gar kein Diskussionsthema mehr dar. Denn

es besteht ja überhaupt keine Aussicht, dass sie bis 2030 zum praktischen Einsatz kommen.

Also konzentrierte sich die Diskussion auf die Wiederaufbereitung.

Es stehen hier drei Optionen zur Auswahl: der Kurs der vollständigen Wiederaufbereitung

aller Brennstäbe, der Kurs der parallel durchgeführten Wiederaufbereitung und direkten

Entsorgung sowie der Kurs der vollständigen Entsorgung aller Brennstäbe. Bisher hatte Japan

die Wiederaufbereitung aller Brennstäbe propagiert. Von den gebrauchten Brennstäben

sollen jene, die die Wiederaufbereitungskapazitäten überschreiten, eingelagert werden.



26

Zwischenlagereinrichtungen für gebrauchte Brennstäbe werden zwar zurzeit von TEPCO und

Japan Atomic Power in der Stadt Mutsu in der Präfektur Aomori gebaut (Umnutzung des

Grundstücks, das ursprünglich für die Einrichtung eines Heimathafens für das Atomschiff

Mutsu gekauft wurde), doch andere Energieunternehmen liegen mit ihren Maßnahmen weit

zurück. Wenn die Wiederaufbereitungsanlage Rokkasho in Betrieb genommen werden

würde, hätte man zeitlich mehr Spielraum für die Bauarbeiten.

Aber die Wiederaufbereitung ist kostenintensiv, und laut erklingt der Ruf nach einer

Neubetrachtung. Daher kam die Parallelstrategie ins Spiel, die eine Wende in der Politik

bedeutete, nämlich die Inbetriebnahme der Wiederaufbereitungsanlage Rokkasho zu

genehmigen und parallel dazu, ohne eine nächste zu bauen, die direkte Entsorgung

anzusteuern. Die Politik hatte sich von der vollständigen Wiederaufbereitung weg hin zu

einer Parallelstrategie gewandt, doch da auf Grund des Unfalls im Atomkraftwerk Fukushima

der Atomausstieg zu einer politischen Alternative wurde, kam nun zu den Optionen für die

Maßnahmen im Bereich des nuklearen Brennstoffkreislaufs auch noch die vollständige

Entsorgung aller Brennstäbe als Option hinzu.

Was mir bei dieser Diskussion nicht aus dem Kopf geht, ist die Wiederaufbereitungsanlage in

Rokkasho. Der Bau dieser Anlage wurde 1994 begonnen, seit 2005 läuft der Testbetrieb,

doch heute, acht Jahre später, kann sie immer noch nicht regulär in Betrieb genommen

werden, weil es Probleme beim Prozess der Verglasung gab, bei dem die hoch radioaktiven

Abwässer mit Glas gemischt werden.

Auf einer Zusammenkunft im Jahre 2005, auf der die Grundzüge der Atompolitik erarbeitet

werden sollten, wurde eine zusammenfassende Einschätzung der Politik des nuklearen

Brennstoffkreislaufs unter zehn Aspekten vorgenommen.21 Es war eine Einschätzung in

einem Stadium, bevor der Testbetrieb in der Wiederaufbereitungsanlage Rokkasho

aufgenommen wurde. Es war die erste umfassende Einschätzung, die vorgenommen wurde,

weil Eisaku Satô, der Gouverneur der Präfektur Fukushima, die Regierung zu einer Wende in

der Wiederaufbereitungspolitik drängte. Um das Ergebnis der Diskussion kurz und bündig

zusammenzufassen, sind die Kosten für die Wiederaufbereitung zwar hoch, doch wenn man

sie stoppen würde, würden sich die Beziehungen zur Präfektur Aomori, den

Selbstverwaltungsorganen vor Ort, verschlechtern, es ergäbe sich dann die Notwendigkeit,

die gebrauchten Brennstäbe, die in der Wiederaufbereitungsanlage Rokkasho eingelagert
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worden sind, in die jeweiligen Atomkraftwerke zurückzuholen (Standpunkt von Shingo

Mimura, Gouverneur der Präfektur Aomori), was zur Folge haben würde, dass die

Atomkraftwerke nicht weiterarbeiten. Daher kam man zu der Schlussfolgerung, dass, um

dieses Szenario zu vermeiden, nichts anderes übrigbleibe als den Wiederaufbereitungskurs

fortzusetzen.

Auch diesmal kam es im Grunde genommen zur selben Diskussion. Nur ließ diesmal

Gouverneur Mimura, die Sache noch eskalieren, indem er drohte, die Aufnahme von nicht

nur aus den Atomkraftwerken, sondern auch aus Großbritannien zurückgegebenem,

wiederaufbereitetem, hoch und niedrig radioaktivem Atommüll in Rokkasho zu verweigern,

wenn die Wiederaufbereitungsanlage in Rokkasho stillgelegt werden sollte. Außerdem

behauptete er, dass, wenn die Regierung eine Politik des Atomausstiegs und der Einstellung

der Wiederaufbereitung beschließen sollte, das zu einem Konkurs von Japan Nuclear Fuel

Limited (JNFL) führen würde, und die Regierung die Verantwortung dafür übernehmen und

die entsprechenden Kosten tragen müsste.

Der Unterausschuss fasste die Vor- und Nachteile der 3 Optionen zusammen und übergab

seinen Bericht der Japanischen Atomenergiekommission (JAEC). Auf eine Anfrage hin führte

diese mit den Stromversorgungsunternehmen, den Reaktorherstellern und dem MEXT eine

Anhörung über den schnellen Brüter „Monju“ durch, der vorläufig aus der Diskussion der

Optionen herausgenommen worden war, beschloss einen Entwurf mit Optionen, die eine

Fortsetzung der Forschung und Entwicklung für diesen Reaktors enthalten (21. Juni) und

berichtete darüber der Konferenz für Energie und Umwelt 22.

Die drei Optionen unterscheiden sich je nach dem Prozentsatz der Atomkraft. Bei einem

Atomausstieg (der Unterausschuss nahm den Atomausstieg für das Jahr 2020 an) käme es

weder zu einer Wiederaufbereitung noch zu einer Entwicklung des schnellen Brüters. Beim

15%-Szenario habe die parallele Existenz der Wiederaufbereitung der gebrauchten

Brennstäbe und der direkten Entsorgung gute Aussichten, und beim 20-25%-Szenario haben

sowohl ein Parallelkurs als auch eine vollständige Wiederaufbereitung aller Brennstäbe gute

Aussichten. Die Japanische Atomenergiekommission scheint unter der Voraussetzung, dass

das 15%-Szenario gewählt werden würde, eine Abstimmung zwischen den Ministerien und

Behörden und zwischen den Unternehmen sowie die Berücksichtigung der Interessen der

Präfektur Aomori geplant zu haben.
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Die Besonderheit dieser Diskussion besteht darin, dass klar herausgestellt wird, dass die

parallele Durchführung von Wiederaufbereitung und direkter Entsorgung als politische

Maßnahme gute Aussichten hat, und dass man darüber hinaus davon ausgeht, dass bald mit

den Forschungen zu einer direkten Entsorgung begonnen wird. Außerdem floss der Gedanke

mit ein, dass es der bisherigen Politik einer vollständigen Wiederaufbereitung, bei der alle

verbrauchten Brennstäbe wiederaufbereitet werden, an Rationalität mangele. Das bedeutet

ein Abwenden der Politik vom bisherigen Kurs der vollständigen Wiederaufbereitung.

Dem Bericht der Japanischen Atomenergiekommission (JAEC) auf die Anfrage wurde noch

folgender Vorschlag beigefügt: „Innerhalb der nächsten Jahre sollte eine umfassende

Evaluierung der Methoden der Leitung und Verwaltung der mit dem nuklearen

Brennstoffkreislauf im Zusammenhang stehenden Aktivitäten vorgenommen werden, wobei

nicht nur Japan Nuclear Fuel Limited (JNFL), sondern unter anderem auch die Japanische

Organisation für Atomenergieforschung- und entwicklung (Japan Atomic Energy Agency)

Gegenstand der Untersuchung sein sollte.“ Da die Realisierbarkeit der Wiederaufbereitung

in Frage gestellt wird, hat dieser Vorschlag eine große Bedeutung. Das Ergebnis einer

umfassenden Evaluierung wird wahrscheinlich zu der Schlussfolgerung führen, dass eine

Realisierbarkeit der Wiederaufbereitung nicht zu erkennen ist.

In den Optionen, die die Konferenz für Energie und Umwelt aufgezeigt hat, heißt es, dass

beim Null-Szenario die Wiederaufbereitung eingestellt wird und bei den anderen Szenarien

Wiederaufbereitung und direkte Entsorgung möglich sind. Die Vorschläge wurden in einer

mit den Optionen für die Atomkraftwerke zusammenhängenden Form unterbreitet. Die

Folge davon war, dass die Diskussion um den nuklearen Brennstoffkreislauf mit der

Diskussion um die Optionen für die Atomkraftwerke vermengt wurde und endete, ohne in

einer nationalen Diskussion erörtert worden zu sein. In der von der Konferenz für Energie

und Umwelt beschlossenen Neuen Strategie steht bezüglich des nuklearen

Brennstoffkreislaufs: Was die Mitwirkung der Präfektur Aomori an der nationalen Politik

anbetrifft, „so nehmen wir sie sehr wichtig“ und „während wir uns, dem bisherigen Kurs

folgend, weiterhin mit den Wiederaufbereitungsaktivitäten auseinandersetzen, führen wir

als Regierung künftig eine verantwortungsbewusste Diskussion, wobei wir eine

Kommunikation mit den betroffenen Kommunen, angefangen mit der Präfektur Aomori,

sowie der internationalen Gemeinschaft anstreben.“ Dass auf dieser Grundlage die
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Forschung zur direkten Entsorgung in Angriff genommen wird, bezüglich des schnellen

Brüters „Monju“ „ein zeitlich begrenzter Forschungsplan erarbeitet, umgesetzt und,

nachdem man sich über ein positives Ergebnis vergewissert hat, die Forschungen zum

Abschluss gebracht werden“, gehört ebenfalls zur Neuen Strategie. Es heißt, dass die

Regierung nicht umhin kam, die Wiederaufbereitung zu akzeptieren, da es zu diplomatischen

Problemen führen kann, wenn die Präfektur Aomori die Aufnahme von aus dem Ausland

zurückgegebenen wiederaufbereiteten Abfällen verweigert.

Dasselbe kann man auch den USA sagen. Nach dem Beschluss für den Atomausstieg fuhr

offenbar jemand in die USA, um den Beschluss zu erklären, doch folgt man den Nachrichten,

wurde Japan von den USA auf den Widerspruch von Atomausstieg und Fortführung der

Wiederaufbereitung (Produktion von überschüssigem Plutonium) hingewiesen. In der Tat

widerspricht sich das. Die Lösung hätte in die Richtung eines Atomausstiegs in den 2030er

Jahren gehen müssen.

Die Bürgergruppen denken zwar, dass Japan sich von der Wiederaufbereitung zurückziehen

sollte, doch die Regierung scheint im Gegensatz dazu zu versuchen, nach einer Lösung zu

suchen, indem sie die Errichtung des Atomkraftwerks Ôma genehmigt. Das Atomkraftwerk

Ôma kann mit einem vollständigen MOX-Kern betrieben werden. Das heißt, es kann im

gesamten Reaktorkern plutoniumhaltiger Brennstoff verwendet werden. Etwa ein Viertel

des in Wiederaufbereitungsanlagen wiedergewonnen Plutoniums könnte in diesem

Atomkraftwerk verbraucht werden. Wenn die Auslastung der Wiederaufbereitungsanlage

sinkt, ist die Balance des Plutoniumverbrauchs leicht zu halten. Das Atomkraftwerk Ôma, das

sich im Bau befand, wurde wegen des Unfalls im Atomkraftwerk Fukushima nicht

weitergebaut. Der Baufortschritt betrug 36,7%. Es befindet sich noch in der Anfangsphase

des Baus. Aber im September 2012 äußerte sich der Minister für Wirtschaft und Industrie

Edano in dem Sinne, dass es kein Gesetz für den Widerruf des Baus eines Atomkraftwerks

gebe, dessen Bau bereits genehmigt worden sei, und legte seine Ansicht dar, dass es sich ja

nicht um einen Neubau handele. Im Oktober wurden die Bauarbeiten wieder aufgenommen.

Allerdings werden Überprüfungen auf der Grundlage der neuen Sicherheitskriterien

durchgeführt, und zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen erweisen sich als erforderlich.

Man kann sagen, dass mit der Diskussion über die Optionen für den nuklearen

Brennstoffkreislauf der Japanischen Atomenergiekommission (JAEC) das Fenster zur direkten
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Entsorgung der verbrauchten Brennstäbe geöffnet wurde. Denn das METI hat Forschungen

zur direkten Entsorgung in den Haushaltsantrag mit aufgenommen. Dass die

Wiederaufbereitungsanlage Rokkasho mit der öffentlich bekannt gewordenen Kapazität

(Aufarbeitungsmenge 800 Tonnen/Jahr) seinen Betrieb aufnimmt, ist nur schwer vorstellbar.

Ferner hat der Bau einer Anlage zur Verarbeitung zu MOX-Brennelementen zur thermischen

Verwendung in einem Leichtwasserreaktor gerade erst begonnen, und es ist möglich, dass

auf Grund der neuen Sicherheitskriterien Planungsänderungen unumgänglich werden. Die

Kostenfrage der Wiederaufbereitung hängt eng mit der Problematik der Liberalisierung der

Elektroindustrie zusammen und wird daher wohl zu einer überaus starken Fußfessel werden.

Daher wird sich wohl auch an der Tendenz von der Wiederaufbereitung zur direkten

Entsorgung auch nach einem Regierungswechsel hin zur Liberaldemokratischen Partei nichts

ändern.

Da der Kurs für den schnellen Brüter „Monju“, nach einer 5- bis 10jährigen Forschungs- und

Entwicklungsphase die Ergebnisse zusammenzufassen, vor dem Unfall festgelegt wurde,

wird sich wohl auch daran nach einem Regierungswechsel nichts ändern. Und was die

schnellen Brüter anbetrifft, die „Monju“ folgen werden, könnte Wert auf eine gemeinsame

Entwicklung auf der Grundlage der Zusammenarbeit mit dem Ausland gelegt werden.

Koordinierung wichtiger politischer Maßnahmen in geheimen Zusammenkünften

Über die Sitzungen des Unterausschusses brachte die Mainichi Shinbun die Exklusivmeldung,

dass auf geheimen Sitzungen Absprachen über Diskussionsthemen getroffen worden seien

(24.05.2012). Shunsuke Kondô, der Vorsitzende der Japanischen Atomenergiekommission

(JAEC), erklärte, das seien Treffen von Studiengruppen gewesen, und Tatsujirô Suzuki, der

Präsidiumsvorsitzende des Unterausschusses, nannte sie „Arbeitsgruppentreffen“. Während

es 15 Sitzungen des Unterausschusses gegeben habe, fanden die „geheimen

Zusammenkünfte“ 23 Mal statt. An diesen Zusammenkünften nahm fast jedes Mal nicht nur

ein Teil der Ausschussmitglieder, sondern auch Stromversorger, Japan Nuclear Fuel Limited

(JNFL) und andere teil, weshalb es nicht zu vermeiden war, dass sie „geheime

Zusammenkünfte“ genannt wurden.
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Beispielsweise war an dem Tag, an dem an die Kommunalverwaltung vor Ort die Bitte um

Zustimmung zur Wiederinbetriebnahme des Atomkraftwerks Ôi herangetragen wurde

(24.04.2012), eine Sitzung des Forums zur Erarbeitung der neuen Grundzüge vorgesehen,

und man wollte zu diesem Zeitpunkt über die Symbiose von Atomenergie und lokalen

Kommunalverwaltungen sprechen, doch der Gesetzesantrag dafür wurde aus politischen

Gründen verschoben, was ein Ergebnis einer geheimen Zusammenkunft gewesen sein dürfte.

Ferner waren auf den geheimen Zusammenkünften Gegenmaßnahmen gegen Meinungen,

die von Mitgliedern des Unterausschusses vorgetragen wurden, diskutiert worden. Auch

inoffizielle Zusagen bezüglich der Paralleldurchführung von Wiederaufbereitung und direkter

Entsorgung waren auf diesen geheimen Zusammenkünften unter den Beteiligten eingeholt

worden. Auch dass außerdem auf diesen Zusammenkünften schriftliche

Meinungsäußerungen von Unterausschussmitgliedern bereits vor der Veröffentlichung

verteilt worden sind, war eine gesetzwidrige Handlung, die von der Handhabung von

Verwaltungsdokumenten abwich.

Die Klüngelei der Japanischen Atomenergiekommission (JAEC) mit Unternehmern hat tiefe

Wurzeln. Was der Verfasser und andere im Ergebnis von Gesprächen mit der JAEC, seit die

„geheimen Zusammenkünfte“ enthüllt wurden, verstanden haben, ist, dass seit kurz nach

der Reorganisation der Ministerien und Behörden im Jahre 2001 das Sekretariat der

Atomenergiekommission entsandte Mitarbeiter von Stromversorgungsunternehmen

aufgenommen und mit konkreten atomenergierelevanten Arbeiten betraut hat. Es hieß, dass

sonst die Verwaltung nicht funktioniert hätte.

Nachdem in dem Klüngelsystem der Bürokratie, der Industriekreise und der

Liberaldemokratischen Partei Politik gemacht worden war, hatte die Demokratische Partei,

die sich die Entbürokratisierung auf die Fahnen geschrieben hatte, die Regierungsmacht

übernommen. Seitdem sind einige Veränderungen zu bemerken. Die Methode, im

Zusammenhang mit den Optionen für die Energieversorgung Beratungsausschussmitglieder

zu ernennen und auf dem Wege von nationalen Diskussionen zu Entscheidungen zu finden,

ist wohl als ein Zeichen der Veränderung anzusehen. Aber dass die Richtung politischer

Entscheidungen in der Japanischen Atomenergiekommission (JAEC) unverändert wie bisher

von Interessenvertretern auf Zusammenkünften hinter den Kulissen bestimmt und

entschieden wurde, ist nun aufgedeckt worden. Ein Gefühl des Misstrauens gegenüber der
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Arbeit der Japanischen Atomenergiekommission hat sich unter den Bürgern verbreitet.

Wegen des Unfalls im Atomkraftwerk Fukushima sitzt es sehr tief.

Als Antwort auf die Aufdeckung der geheimen Zusammenkünfte heißt es in der Neuen

Strategie: „Die Atomenergiepolitik wird unter zentraler Federführung der Konferenz für

Energie und Umwelt festgelegt. Was die Japanische Atomenergiekommission anbetrifft, so

berücksichtigen wir zwar ihre Funktion der Überprüfung der friedlichen Nutzung der

Atomenergie, doch schaffen wir einen Rahmen für eine Überprüfung ihrer Methoden und

machen uns noch einmal grundlegende Gedanken auch über eine Auflösung oder

Reorganisation dieses Organs.“

Auch wenn die Revision der Grundzüge der Atomenergiepolitik, die seit Dezember 2010

vorangetrieben worden war, nach einer halbjährigen Unterbrechung nach dem Unfall im

Atomkraftwerk Fukushima wieder aufgenommen wurde, wurde sie auf Grund des Problems

der geheimen Zusammenkünfte erneut unterbrochen. Sie wurde schließlich, ohne dass sie

als Antwort auf die Neue Strategie noch einmal aufgenommen worden wäre, gänzlich

eingestellt.

Die Zukunft der Japanischen Atomenergiekommission (JAEC)

In der Abteilung für Nationale Strategie (NPU) wurde am 31. Oktober ein „Expertenforum für

eine Revision der Japanischen Atomenergiekommission“23 geschaffen und mit der

Überprüfung begonnen. Der Verfasser wurde zum Mitglied dieses Forums ernannt und

beteiligte sich an seiner Arbeit. Das Forum traf sich zu 6 Sitzungen und beendete seine Arbeit

am 12. Dezember mit einer Zusammenfassung der „Grundlegenden Gedanken“.

Was zu Beginn der Sitzungen zunächst besonderen Eindruck bei mir hinterließ, war die

Tatsache, dass die Japanische Atomenergiekommission über gar keine Befugnisse verfügt.

Viele Leser mögen diese Kommission als eine Organisation ansehen, die politische

Maßnahmen beschließt, aber in Wirklichkeit scheint das gar nicht so zu sein. Sowohl in einer

Sitzung des Forums zur Erarbeitung neuer Grundzüge, in der das Problem der geheimen

Zusammenkünfte diskutiert wurde, als auch später, als der Verfasser mit Mie Asaoka

(Repräsentantin des Klima-Netzwerks, Rechtsanwältin) und Masaru Kaneko (Professor an
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der Ökonomischen Fakultät der Keiô-Universität) deshalb vorstellig wurde, hatten die

Kommissionsmitglieder zwar bereits eingeräumt, dass sie über keine Befugnisse verfügen,

doch nun war dieser Punkt öffentlich bekannt geworden. Faktisch werden politische

Maßnahmen im Bereich der Stromerzeugung, der Wiederaufbereitung und anderer

Geschäfte vom Wirtschaftsministerium, im Bereich Forschung und Entwicklung vom MEXT,

im Bereich der Nutzung von radioaktiver Strahlung u. ä. vom Ministerium für Land-,

Forstwirtschaft und Fischereiwesen usw., das heißt also jeweils von den zuständigen

Ministerien und Behörden beschlossen. Die Japanische Atomenergiekommission stellt die

Informationen dafür zusammen. Es ist denkbar, dass die führende Rolle der JAEC in der

Anfangsphase der Entwicklung der Atomenergie größer gewesen ist, doch vielleicht könnte

man es so sehen, dass diese Rolle im Verlauf der Reorganisation der Ministerien und

Behörden im Jahre 2001 im Grund genommen ihr Ende fand.

Der Bericht prüfte jede einzelne der Aufgaben, für die die JAEC zuständig ist, und unterteilte

sie in Aufgaben, die sie auch weiterhin ausführen sollte, in Aufgaben, die an andere

Ministerien oder Behörden übertragen werden können, usw. Als eine Aufgabe, die sie auch

weiterhin erfüllen sollte, sahen die Forumsmitglieder einhellig die Sicherung der friedlichen

Nutzung der Atomenergie an. Dazu gehören auch die politischen Maßnahmen des nuklearen

Brennstoffkreislaufs einschließlich der Urananreicherung.

Die japanische Atomenergiekommission wird Hüterin der friedlichen Nutzung genannt. Um

die Transparenz, insbesondere bei der Plutonium-Nutzung, zu erhöhen, hat es die verwaltete

Menge in kg-Einheiten öffentlich bekannt gegeben und die Politik des Nichtbesitzes von

überschüssigem Plutonium, für das es keine Nutzungspläne gibt, aktiv unterstützt. Es ist

notwendig, dass sie dieser Aufgabe auch weiterhin entschlossen treubleibt. Denn als

synchron mit dem Erlass des Gesetzes über die Gründung des

Atomenergieregulierungsausschusses damit in Verbindung stehende Gesetze und

Vorschriften geändert wurden, erfolgte auch eine Änderung des Atomenergiegrundgesetzes.

Dort wurden bei den Zielen die Worte „zur Sicherheit unseres Landes beitragen“ ergänzt,

was dann so erklärt wurde, dass damit der Schutz des nuklearen Materials gemeint sei. Diese

Erklärung könnte sich jedoch, je nachdem, wer an der Regierung ist, zum Negativen hin

verändern. Die derzeitige Japanische Atomenergiekommission droht zwar aufgelöst zu

werden, doch darf ihre Auflösung nicht dazu führen, dass auch das der internationalen
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Gemeinschaft gemachte öffentliche Versprechen, kein überschüssiges Plutonium zu besitzen,

aufgehoben wird. Mich bewegte folgender Gedanke: Dass sich die Forumsmitglieder darin

einig waren, dass die Sicherstellung der friedlichen Nutzung eine Aufgabe sei, die

beibehalten werden sollte, könnte auf ein Krisenbewusstsein bei den Forumsmitgliedern

dahingehend, dass die Situation sich verschlechtern könnte, zurückzuführen sein.

Übrigens respektiert das Außenministerium die Haltung der Japanischen

Atomenergiekommission zur Plutoniumnutzung nicht. Es geht davon aus, dass es ausreiche,

in den Berichten über die Plutonium-Kontrolle in der internationalen Gemeinschaft die von

der Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEO) geforderten Mengen (das heißt in

10kg-Einheiten) öffentlich bekannt zu geben. Der Verfasser hat wiederholt beim

Außenministerium nachgefragt, warum sie nicht die Haltung der JAEC respektiere und kg-

Einheiten veröffentliche, jedoch letztendlich keine klare Antwort darauf erhalten. Allerdings

gelang es mir dann dank der Unterstützung durch das Ausschussmitglied Yamaji, dem

Ministerium das Versprechen zu entlocken, eine Veröffentlichung in kg-Einheiten zu prüfen.

Dass das Außenministerium hinter dem Schutzschild der Diplomatie fast keine

Untersuchungsausschüsse bildet und sich bezüglich der Transparenz der politischen

Maßnahmen ausgesprochen passiv verhält, hat sich mir ebenfalls eingeprägt.

Auch die Stilllegung von Reaktoren, die Aufarbeitung des gebrauchten Brennstoffes, die

Aufarbeitung und Entsorgung des radioaktiven Abfalls (besonders des hochradioaktiven

Abfalls) u.a. wurden als Funktionen, die die Japanische Atomenergiekommission auch künftig

beibehalten sollte, gesehen. Diesbezüglich war der Verfasser nicht ganz ohne Zweifel. Ihm

kam nämlich der Verdacht, dass das Wirtschaftsministerium, das nach dem derzeitigen Stand

diese Aufgabe innehat, damit eventuell die Hoffnung verbindet, diese lästige Arbeit

auszulagern.

Die öffentliche Zugänglichkeit politischer Materialien und Quellen sowie Erklärungen nach

innen und nach außen wurden als „künftig notwendig“ befunden, doch Erklärungen nach

innen und nach außen sind für jedes Ministerium und jede Behörde unerlässlich. Mit

öffentlicher Zugänglichkeit ist hier gemeint, dass die Japanische Atomenergiekommission

Informationen von allen Ministerien und Behörden sammelt und zusammenstellt. In der Tat

ist es praktisch, wenn die Materialien vorliegen, doch kann man vielleicht doch nicht so weit

gehen und sagen, dass die JAEC diese Aufgabe beibehalten sollte. Daher hieß es dann auch
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darüber, dass sie „zwar künftig notwendig sei, es aber nicht gesagt sei, dass die Übernahme

dieser Aufgabe durch die JAEC angemessen ist. Die Aufgabe, die politischen Maßnahmen

zwischen allen Ministerien und Behörden zu koordinieren, steht zwar mit der öffentlichen

Zugänglichkeit in einem Zusammenhang, hat aber seinen ursprünglichen Sinn verloren und

ist einschließlich der damit im Zusammenhang stehenden Kosten nur noch eine Formsache.“

Die Erarbeitung der grundlegenden Richtlinien für die Atompolitik, das heißt die Erarbeitung

der Grundzüge der Atompolitik wurde als unnötig befunden und die Beschäftigung der

Organe, die die gesamte Energiepolitik prüfen, mit der Atompolitik als angemessen erachtet.

Unter der Regierung der Demokratischen Partei verhält es sich so, dass die Abteilung für

Nationale Strategie(NPU) über die Atomenergiepolitik entscheidet, doch wenn keine

Grundzüge der Atomenergiepolitik erarbeitet werden, fällt die Atomenergiepolitik unter die

Zuständigkeit des METI. Wenn sich ein System entwickelt, in dem die Wirtschaftsbürokraten

alle politischen Maßnahmen bezüglich der Atomstromerzeugung beschließen, wird das

einen Alleingang des METI heraufbeschwören. Die Lösung wäre die Einführung eines

Systems, in dem der Energierahmenplan zu einem Diskussionspunkt des Parlaments erklärt

wird, doch so weit geht der Bericht nicht.

In dem Bericht wird auch die Problematik der Änderung des Atomenergiegrundgesetzes

behandelt. Da ein Atomausstieg in den 2030er Jahren angestrebt wird, kommt auch die

Prüfung des Für und Wider, Pro und Contra des Förderparagraphen zur Sprache. Kurz gesagt,

wird vorgeschlagen, ihn zu streichen, doch da darüber keine Einstimmigkeit erzielt werden

konnte, wurde ein weicherer Ausdruck verwendet. Aber es ist gut, dass es gelungen ist,

diesen Punkt überhaupt zu erwähnen. Im Forum zur Erarbeitung der neuen Grundzüge der

Japanischen Atomenergiekommission wurde zwar auch die Änderung des

Atomenergiegrundgesetzes erwähnt, doch nun gelangte er endlich in einen schriftlichen

Bericht.

Zum Schluss werden bezüglich der Organisationsform verschiedene Vorschläge angeführt,

wie der Vorschlag eines Ausschusses zu §8 des Verwaltungsorganisationsgesetzes, der

Vorschlag eines Ausschusses zu §3, die Aufgabenverteilung auf bereits bestehende

Organisationen und andere. Die Änderung der Verwaltungsorganisationsform selbst stellt

ein sehr großes Problem dar, sie sollte ausreichend diskutiert werden, aber auf Grund der

Ansicht, dass die Zeit nicht ausreiche, um sie erschöpfend zu behandeln (Hiroya Masuda
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(Berater des Nomura-Forschungsinstituts)), endete die Diskussion ohne eine durchdachte

Beurteilung.

Die Erkenntnis, dass die Rolle der Japanischen Atomenergiekommission beendet ist, war

auch schon zur Zeit der Reorganisation der Ministerien und Behörden in den Nachrichten

aufgetaucht. Möglicherweise wäre es nicht zum Vorschlag einer Neuorientierung als

Ausschuss zu §8 mit einem Zivilisten als Vorsitzenden gekommen, wenn der JAEC immer

noch eine wichtige Rolle spielen würde. Der Verfasser ist der Auffassung, dass während der

Zeit bis zum vollständigen Ausstieg aus der Nutzung der Atomenergie ein mit Befugnissen

ausgestatteter Ausschuss zu §3 errichtet und die friedliche Nutzung einschließlich des

nuklearen Brennstoffkreislaufs gesichert werden sollte.

Die Mitarbeiter der Abteilung für Nationale Strategie waren der Ansicht, dass die Regierung

der Liberaldemokratischen Partei diese „Grundlegenden Gedanken“ zu einem gewissen Grad

berücksichtigen würden. Zum derzeitigen Zeitpunkt sind keine Aktivitäten bezüglich des

Umgangs der neuen Regierung mit der Japanischen Atomenergiekommission zu erkennen.

Allerdings ist die Amtszeit der gegenwärtigen Kommissionsmitglieder am 5. Januar 2013

ausgelaufen, und dann befindet sich die Kommission in einem Zustand vorläufiger

Verlängerung, in der keine neuen Mitglieder ernannt werden. In nicht so ferner Zukunft

werden sicher irgendwelche Maßnahmen ergriffen werden. Wenn die Japanische

Atomenergiekommission fortgeführt werden soll, dann ist ein Wiederaufbau mit einer

Positionierung unerlässlich, die sich an dem Bericht orientiert.

Der Regierungswechsel

All diese Veränderungen von der Neuen Strategie bis hin zur Revision der Japanischen

Atomenergiekommission kann man wohl als Ergebnis des Schocks des Unfalls im

Atomkraftwerk Fukushima bezeichnen. Mit der Neuen Strategie und der Erarbeitung von

darauf basierenden Plänen und anderen oben angeführte Aktivitäten hat man sich unter der

Regierung der Demokratischen Partei befasst, und man kann wohl auch sagen, dass diese

Strategie erfolgreich abgeschlossen werden konnte, weil es eine Regierung der

Demokratischen Partei war. Bei der Unterhauswahl im Dezember hat die Demokratische
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Partei eine große Niederlage erlitten, und es kam zu einem Wechsel zu einer Regierung der

Liberaldemokratischen Partei und der Kômei-Partei.

Bei den Wahlen gab es viele Kandidaten und Parteien, die den Atomausstieg forderten, und

der Atomausstieg wurde zu einer der Kernfragen. Bürgerbewegungen, die sich den

Atomausstieg auf die Fahnen geschrieben haben, unterbreiteten Vorschläge für ein

Atomausstiegsgrundgesetz, um dies zur Kernfrage der Wahlen zu machen. Man kann sich

denken, dass sie zu einem gewissen Grad erfolgreich waren, doch andererseits gab es bei

den Wahlversprechen eine zu große Bandbreite vom Ausstieg in den 2030er Jahren über den

Ausstieg in 10 Jahren bis hin zum sofortigen Ausstieg, so dass die Stimmen für den

Atomausstieg sich verstreuten.

Der Katalog umfassender politischer Maßnahmen der LDP24 (2012) ist ein

Maßnahmenkatalog, der vor den Wahlen veröffentlicht wurde, und darin heißt es: „Das

‚Prinzip des Sicherheitsprimats‘ (einschließlich der Antiterrormaßnahmen) wird zum

Fundament der künftigen Energiepolitik, und besonders in der Atomenergiepolitik wird

fachlichen Urteilen durch den in Fragen der Befugnisse, des Personals und des Budgets

unabhängigen Regulierungsausschuss vor ganz gleich was für Umständen der Vorrang

gegeben.“ Zur momentanen Energiepolitik heißt es: „Mit einer gründlichen Erschließung

aller Möglichkeiten für die Energie und der Sicherung einer verlässlichen Stromversorgung

zur Aufrechterhaltung der sozialen und wirtschaftlichen Aktivitäten streben wir die

Errichtung einer Wirtschafts- und Sozialstruktur an, die nicht unbedingt von der

Atomenergie abhängig sein muss. Dafür planen wir als momentane Aufgaben höchster

Priorität die maximale Einführung erneuerbarer Energien sowie die maximale Förderung der

Energieeinsparung in den kommenden drei Jahren. Über das Für und Wider einer

Inbetriebnahme von Atomkraftwerken wird der Reihe nach entschieden, und wir streben

eine endgültige Schlussfolgerung für alle Atomkraftwerke innerhalb der nächsten drei Jahre

an.“ Die Asahi Shinbun hat Analyseresultate veröffentlicht, laut denen 16% derjenigen, die

für einen sofortigen Atomausstieg sind, und 28% derjenigen, die einen allmählichen

Atomausstieg wünschen, die LDP gewählt haben25.

Aber wenn man sich spätere Nachrichtenmeldungen ansieht, findet man Äußerungen

darüber, dass die LDP die Atomausstiegspolitik „nicht fortsetzt“ (Mainichi Shinbun, 29.12.).

Es wird wohl zu einer Wandlung der Politik des „Anstrebens eines Atomausstiegs“ kommen.
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Die Abteilung für Nationale Strategie wurde aufgelöst. Der Energierahmenplan war noch in

Arbeit, als es zum Regierungswechsel kam, und befindet sich noch in der Schwebe, doch da

Kreise der Eisen- und Stahlindustrie und der Stromwirtschaft und andere Industriekreise

heftigen Widerstand gegen die Politik des Atomausstiegs zeigen, wird er sicher in einen

Energierahmenplan abgeändert werden, der diesen Auffassungen entgegenkommt. Der

Ausschuss für Grundfragen ist so belassen worden, wie er war, und es zeichnet sich ab, dass

die ernannten Mitglieder der Arbeitsgruppe für Energiepolitik erneut ausgewechselt werden

und die Revision des Energierahmenplans vorangetrieben wird.

Da sich trotz alledem die Realität, in der „über die Hälfte der Bevölkerung eine von der

Atomenergie unabhängige Gesellschaft wünscht“, nicht verändert, kann auch die Regierung

der LDP und der Kômei-Partei das nicht vollständig ignorieren. Zu denken, dass unter der

Regierung der LDP und der Kômei-Partei unverzüglich alles umgestürzt wird und Japan zur

früheren Politik der Förderung der Atomkraftwerke zurückkehrt, wäre voreilig.

Die zehn Reaktoren des Atomkraftwerks Fukushima werden wohl stillgelegt werden. Denn

auch die Mitglieder der LDP in der Präfektur Fukushima fordern die Stilllegung der

Atomkraftwerke in der Präfektur. Auch in Hamaoka ist es nicht möglich, den Widerstand der

Kommunen der Umgebung zu unterdrücken und die Wiederinbetriebnahme zu erzwingen,

nur weil die Regierung gewechselt hat. Das Gleiche trifft auch auf das Atomkraftwerk

Tôkaimura zu. Es ist möglich, dass entsprechend dem Verlauf der Diskussion um die aktiven

Verwerfungen weitere Atomkraftwerke stillgelegt werden müssen. Es könnte nun jemand

sagen, dass nun anstelle der stillgelegten Reaktoren genauso viele neue Reaktoren errichtet

werden können, aber so ist das nicht. Auf Grund der Auswirkungen des Unfalls im

Atomkraftwerk Fukushima ist es extrem schwierig, von den Kommunen die Zustimmung zum

Bau neuer Reaktoren zu fordern.

Allerdings ist der Umgang mit den Atomkraftwerken Kaminoseki und Sendai (Neuerrichtung

Reaktor Nr. 3), die Baugenehmigungen beantragt haben, subtil. Die Regierung der

Demokratischen Partei hat gesagt, dass sie Neubauten nicht genehmige und dass es sich in

diesen Fällen um Neubauten handle. Die Regierung der LDP wird diesen Kurs wahrscheinlich

nicht fortsetzen. Vor Ort ruhen zwar nach wie vor alle Aktivitäten, doch wahrscheinlich, weil

man sich noch in einer Phase befindet, in der man sich der Reaktionen der neuen Regierung

gründlich vergewissert. Da es unerlässlich ist, dass diese Atomkraftwerke den neuen
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Sicherheitskriterien entsprechen, werden sie zweifellos gezwungen sein,

Planungsänderungen vorzunehmen. Die Baukosten für die 2 Reaktoren in Kaminoseki

wurden auf 800 Mrd. Yen (1,37 Mio. kWx2 Reaktoren) und für das AKW Sendai auf 540 Mrd.

Yen (1,59 Mio. kWx1 Reaktor) veranschlagt, doch auf Grund der zusätzlichen Maßnahmen,

wie sie die neuen Sicherheitskriterien erfordern (z.B. der Einbau von mit Filtern versehenen

Ventilen und die Errichtung eines erdbebensicheren Kontrollzentrums als Maßnahmen für

einen severe accident (SA)), ist eine Zunahme der Baukosten nicht zu vermeiden. Im Fokus

steht nun auch die Frage, ob die Energieunternehmen diese Belastungen tragen können.

Das am 1. Juli 2012 eingeführte System zur Einspeisevergütung für Strom aus erneuerbaren

Energiequellen hat sich als erfolgreich erwiesen. Das METI hat berichtet, dass es im

Geschäftsjahr 2012 mit einer Zunahme der erneuerbaren Energien auf Grund der Einführung

des neuen Systems um etwa 5 Mio. Kilowattminuten rechnet26. Da die neue Regierung eine

maximale Erweiterung innerhalb von drei Jahren anstrebt, wird sich die Richtung der

Entwicklung der erneuerbaren Energien in Abhängigkeit von der Frage, wie dieses System in

drei Jahren gehandhabt wird, entscheiden.

Das METI hat einen Expertenausschuss für eine Reform des Elektroenergiesystems errichtet,

im Februar2013 mit den Beratungen begonnen und am 15. Februar 2013 einen Bericht

fertiggestellt27. Darin werden zwei Säulen der Reform genannt. Die eine ist die allseitige

Liberalisierung des Einzelhandels. Die 1995 begonnene Liberalisierung des Energiemarktes

erstreckt sich mittlerweile bis auf Energiegroßabnehmer für über 50kV, doch eine

Erweiterung bis hin zum Normalverbraucher sollte ab 2005 geprüft werden, war jedoch

immer wieder mit der Begründung, es sei noch zu früh dafür, verschoben worden. Endlich ist

der Kurs beschlossen worden, dieses System 2016 einzuführen. Eine weitere große Reform

ist die Trennung von Stromerzeugung und –transport. Da unterschieden sich die Meinungen

in funktionale Trennung und rechtliche Trennung. Die eigentumsrechtliche Trennung

gelangte nicht in die Abschlussdiskussion. Schließlich entschied man sich für eine rechtliche

Trennung. Als Einführungsperiode wird der Zeitraum 2018 bis 2020 genannt. Parallel dazu

wird die Tarifregulierung abgeschafft. Das heißt, die Regulierung auf Basis der

Vollkostenrechnung wird aufgehoben und eine freie Festlegung der Tarife möglich, wodurch

der Wettbewerb sich schneller entwickeln kann.
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Meldungen zufolge orientieren die Energieunternehmen hinsichtlich der allseitigen

Liberalisierung des Einzelhandels auf einen Konsens. In Japan, wo die Stromerzeugung und

der Stromtransport sich in einer sogenannten vertikalen Integration in den Händen

desselben Energieunternehmen befinden, ist, selbst wenn der Strommarkt vollständig

liberalisiert wird, der Spielraum für unabhängige Stromerzeuger (IPP) in den Markt

einzudringen, extrem klein. Daher ist die Trennung von Stromerzeugung und –transport für

die Reform des Elektroenergiesystems ein außerordentlich wichtiger Faktor, jedoch leisten

alle neun Energieunternehmen heftigen Widerstand. Es ist durchaus möglich, dass, selbst

wenn das System eingeführt wird, das faktische Monopolsystem der neun

Elektrounternehmen weiter bestehen bleibt.

Was ich auf Grund meiner Erfahrungen als Mitglied einiger Ausschüsse und Foren spüre, ist,

dass die verborgene Macht des Atomkraftdorfes wie seine Myzelfäden ausbreitender

Schimmel bis in alle Winkel reicht. Für uns, die wir den Atomausstieg fordern, ist es

wünschenswert, dass das Netzwerk „Bürgermeister für einen Atomausstieg“, das einen

Atomausstieg anstrebt, und das „Unternehmer-Netzwerk für eine Zukunft mit nachhaltiger

Energie und Wirtschaft“ und andere Menschen Hand in Hand mit den verschiedensten

Menschen nicht aufhören, die Schuldigen an dem Unfall zur Verantwortung zu ziehen, und

die Kreise ihrer Aktivitäten erweitern, damit die Erinnerung an den Unfall im Atomkraftwerk

nicht verblasst. Damit meine ich auch die Bemühungen um Energieeinsparung und die

Verbreitung der erneuerbaren Energien.
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